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Übersetzung   
Stockholmer Übereinkommen  
über persistente organische Schadstoffe 

(POP-Konvention)  
Abgeschlossen in Stockholm am 22. Mai 2001 
Von der Bundesversammlung genehmigt am 2. Juni 20031 
Ratifikationsurkunde von der Schweiz hinterlegt am 30. Juli 2003 
In Kraft getreten für die Schweiz am 17. Mai 2004 

 (Stand am 6. Mai 2025) 

 
Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens,  
in der Erkenntnis, dass persistente organische Schadstoffe toxische Eigenschaften auf-
weisen, schwer abbaubar sind, bioakkumulieren und über die Luft, durch das Wasser 
und über wandernde Arten über internationale Grenzen hinweg befördert und weitab 
von ihrem Freisetzungsort abgelagert werden, wo sie in terrestrischen und aquatischen 
Ökosystemen angereichert werden, 

im Bewusstsein der gesundheitlichen Gefahren, besonders in Entwicklungsländern, 
die sich aus der lokalen Exposition mit persistenten organischen Schadstoffen erge-
ben, insbesondere im Bewusstsein der Auswirkungen auf Frauen und damit auf künf-
tige Generationen, 

in der Erkenntnis, dass die Ökosysteme und eingeborenen Gemeinschaften der Arktis 
aufgrund der Biomagnifikation persistenter organischer Schadstoffe besonders ge-
fährdet sind und die Verunreinigung ihrer traditionellen Lebensmittel ein Problem für 
das öffentliche Gesundheitswesen darstellt, 

im Bewusstsein der Notwendigkeit weltweiter Massnahmen gegen persistente orga-
nische Schadstoffe, 

in Würdigung der Entscheidung 19/13 C vom 7. Februar 1997 des Verwaltungsrats 
des Umweltprogramms der Vereinten Nationen zur Einleitung internationaler Mass-
nahmen zum Schutz der menschlichen Gesundheit und der Umwelt, durch welche 
Emissionen und Einleitungen persistenter organischer Schadstoffe verringert und/ 
oder verhindert werden sollen, 

unter Hinweis auf die entsprechenden Bestimmungen der einschlägigen völkerrecht-
lichen Umweltübereinkünfte, insbesondere des Rotterdamer Übereinkommens über 
das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für bestimmte ge-
fährliche Chemikalien sowie Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel im 
internationalen Handel2 und des Basler Übereinkommens über die Kontrolle der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung3 

  

 AS 2004 2797; BBl 2002 7251 
1 AS 2004 2795 
2 SR 0.916.21 
3 SR 0.814.05 

0.814.03  
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einschliesslich der im Rahmen des Artikels 11 des letztgenannten Übereinkommens 
ausgearbeiteten regionalen Übereinkünfte, 

ferner unter Hinweis auf die entsprechenden Bestimmungen der Erklärung von Rio 
über Umwelt und Entwicklung und der Agenda 21, 

in Anerkennung der Tatsache, dass der Gedanke der Vorsorge den Belangen aller 
Vertragsparteien zu Grunde liegt und in diesem Übereinkommen verankert ist, 

in der Erkenntnis, dass sich dieses Übereinkommen und andere völkerrechtliche Über-
einkünfte in den Bereichen Handel und Umwelt wechselseitig unterstützen, 

in Bekräftigung dessen, dass die Staaten nach der Charta der Vereinten Nationen4 und 
den Grundsätzen des Völkerrechts das souveräne Recht haben, ihre eigenen Natur-
schätze gemäss ihrer eigenen Umwelt- und Entwicklungspolitik zu nutzen, sowie die 
Pflicht, dafür zu sorgen, dass durch Tätigkeiten, die innerhalb ihres Hoheitsbereichs 
oder unter ihrer Kontrolle ausgeübt werden, der Umwelt in anderen Staaten oder in 
Gebieten ausserhalb der nationalen Hoheitsbereiche kein Schaden zugefügt wird, 

unter Berücksichtigung der Gegebenheiten und besonderen Bedürfnisse der Entwick-
lungsländer, vor allem der am wenigsten entwickelten Länder, sowie der Länder mit 
im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen, insbesondere der Notwendigkeit, 
ihre staatlichen Fähigkeiten im Bereich des Chemikalien-Managements, auch durch 
Technologietransfer, Bereitstellung finanzieller und technischer Hilfe und die Förde-
rung der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu stärken, 

unter voller Berücksichtigung des am 6. Mai 1994 in Barbados beschlossenen Akti-
onsprogramms für die nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den 
Entwicklungsländern, 

in Anbetracht der jeweiligen Fähigkeiten der entwickelten Länder und der Entwick-
lungsländer sowie der gemeinsamen, jedoch unterschiedlichen Verantwortlichkeiten 
der Staaten nach Grundsatz 7 der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung, 

in Anerkenntnis des wichtigen Beitrags, den der Privatsektor sowie nichtstaatliche 
Organisationen leisten können, um Emissionen und Einleitungen persistenter organi-
scher Schadstoffe zu verringern und/oder zu verhindern, 

unter Betonung der Notwendigkeit, dass die Hersteller von persistenten organischen 
Schadstoffen die Verantwortung für eine Verringerung schädlicher Auswirkungen ih-
rer Produkte und für eine Unterrichtung der Anwender, der Regierungen und der Öf-
fentlichkeit von den gefährlichen Eigenschaften dieser Chemikalien übernehmen, 

im Bewusstsein der Notwendigkeit, Massnahmen zur Verhinderung schädlicher Aus-
wirkungen von persistenten organischen Schadstoffen während aller Phasen ihres Le-
benszyklus zu ergreifen, 

in Bekräftigung des Grundsatzes 16 der Erklärung von Rio über Umwelt und Ent-
wicklung, wonach sich die nationalen Behörden bemühen sollen, die Internalisierung 
von Umweltkosten und den Einsatz wirtschaftlicher Instrumente zu fördern, wobei 
unter gebührender Berücksichtigung des öffentlichen Interesses und ohne Störung des 

  

4 SR 0.120 
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Welthandels und internationaler Investitionen dem Ansatz Rechnung getragen wird, 
dass grundsätzlich der Verursacher die Kosten der Verschmutzung trägt, 

die Vertragsparteien ermutigend, die nicht über Systeme zur rechtlichen Regelung und 
zur Bewertung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie In-
dustriechemikalien verfügen, derartige Systeme zu erarbeiten, 

in Anerkennung der Wichtigkeit der Entwicklung und Verwendung von umweltge-
rechten alternativen Prozessen und Chemikalien, 

entschlossen, die menschliche Gesundheit und die Umwelt vor den schädlichen Aus-
wirkungen persistenter organischer Schadstoffe zu schützen, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Art. 1 Ziel 

Unter Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips nach Grundsatz 15 der Erklärung von 
Rio über Umwelt und Entwicklung ist es Ziel dieses Übereinkommens, die menschli-
che Gesundheit und die Umwelt vor persistenten organischen Schadstoffen zu schüt-
zen. 

Art. 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens: 

a. bedeutet «Vertragspartei» einen Staat oder eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, der/die zugestimmt hat, durch dieses Übereinkommen 
gebunden zu sein, und in dem/der das Übereinkommen in Kraft ist; 

b. bedeutet «Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration» eine von sou-
veränen Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, der ihre 
Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für die durch dieses Übereinkommen er-
fassten Angelegenheiten übertragen haben und die im Einklang mit ihren in-
ternen Verfahren ordnungsgemäss ermächtigt ist, dieses Übereinkommen zu 
unterzeichnen, zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen oder ihm beizu-
treten; 

c. bedeutet «anwesende und abstimmende Vertragsparteien» die anwesenden 
Vertragsparteien, die eine Ja- oder eine Neinstimme abgeben. 

Art. 3 Massnahmen zur Verringerung oder Verhinderung  
von Freisetzungen aus beabsichtigter Produktion und Verwendung 

1 Jede Vertragspartei erwirkt: 

a. ein Verbot und/oder die Ergreifung der notwendigen rechtlichen und Verwal-
tungsmassnahmen zur Einstellung: 

i) der bei ihr erfolgenden Produktion und Verwendung der in Anlage A 
aufgenommenen Chemikalien vorbehaltlich der genannten Anlage und 
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ii) der bei ihr erfolgenden Einfuhr und Ausfuhr der in Anlage A aufgenom-
menen Chemikalien nach Massgabe des Absatzes 2, und 

b. eine Beschränkung der bei ihr erfolgenden Produktion und Verwendung der 
in Anlage B aufgenommenen Chemikalien vorbehaltlich der genannten An-
lage. 

2 Jede Vertragspartei ergreift Massnahmen, um zu gewährleisten: 

a. dass die Einfuhr einer in Anlage A oder Anlage B aufgenommenen Chemika-
lie ausschliesslich: 

i) zum Zweck einer umweltgerechten Entsorgung nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe d erfolgt ,oder 

ii) der Verwendung oder dem Zweck dient, die/der nach Anlage A oder B 
für diese Vertragspartei zugelassen ist; 

b. dass die Ausfuhr einer in Anlage A aufgenommenen Chemikalie, für die eine 
produktions- oder verwendungsspezifische Ausnahmeregelung gilt, oder ei-
ner in Anlage B aufgenommenen Chemikalie, für die eine produktions- oder 
verwendungsspezifische Ausnahmeregelung oder ein akzeptabler Zweck gilt, 
unter Berücksichtigung etwaiger einschlägiger Bestimmungen in geltenden 
völkerrechtlichen, auf dem Verfahren der vorherigen Zustimmung nach In-
kenntnissetzung beruhenden Übereinkünften ausschliesslich: 

i) zum Zweck einer umweltgerechten Entsorgung nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe d erfolgt, 

ii) an eine Vertragspartei erfolgt, welche diese Chemikalie nach Anlage A 
oder B verwenden darf, oder 

iii) an einen Staat, der nicht Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, er-
folgt, welcher der ausführenden Vertragspartei eine Jahresbescheinigung 
zur Verfügung gestellt hat. Diese Bescheinigung nennt die vorgesehene 
Verwendung der Chemikalie und enthält eine Erklärung, der zufolge der 
einführende Staat in Bezug auf diese Chemikalie verpflichtet ist, 
a. die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu schützen, indem er 

die notwendigen Massnahmen ergreift, um Freisetzungen auf ein 
Mindestmass zu beschränken oder zu verhindern, 

b. Artikel 6 Absatz 1 einzuhalten, und 
c. gegebenenfalls Anlage B Teil II Absatz 2 einzuhalten; 

 die Bescheinigung enthält auch geeignete unterstützende Unterlagen, 
zum Beispiel Gesetze, Rechtsvorschriften oder Verwaltungs- und Hand-
lungsrichtlinien. Die ausführende Vertragspartei übermittelt die Beschei-
nigung spätestens sechzig Tage nach Eingang an das Sekretariat; 

c. dass eine in Anlage A aufgenommene Chemikalie, für die eine produktions- 
oder verwendungsspezifische Ausnahmeregelung für eine Vertragspartei 
nicht mehr gilt, von dieser Vertragspartei nicht mehr ausgeführt wird, es sei 
denn, dies geschieht zum Zweck einer umweltgerechten Entsorgung nach Ar-
tikel 6 Absatz 1 Buchstabe d; 

d. im Sinne dieses Absatzes umfasst der Begriff «Staat, der nicht Vertragspartei 
dieses Übereinkommens ist» in Bezug auf eine bestimmte Chemikalie einen 



POP-Konvention 

5 / 74 

0.814.03 

Staat oder eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, der/die in 
Bezug auf diese Chemikalie nicht zugestimmt hat, durch das Übereinkommen 
gebunden zu sein. 

3 Jede Vertragspartei, die über ein oder mehrere Systeme zur rechtlichen Regelung 
und zur Bewertung von neuen Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
oder neuen Industriechemikalien verfügt, ergreift Regelungsmassnahmen zur Verhin-
derung der Produktion und Verwendung neuer Pflanzenschutz- und Schädlingsbe-
kämpfungsmittel oder neuer Industriechemikalien, die unter Berücksichtigung der 
Kriterien der Anlage D Absatz 1 die Eigenschaften persistenter organischer Schad-
stoffe aufweisen. 

4 Jede Vertragspartei, die über ein oder mehrere Systeme zur rechtlichen Regelung 
und zur Bewertung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln oder In-
dustriechemikalien verfügt, berücksichtigt im Rahmen dieser Systeme bei der Durch-
führung von Bewertungen für derzeit angewandte Pflanzenschutz- und Schädlingsbe-
kämpfungsmittel oder Industriechemikalien gegebenenfalls die Kriterien der 
Anlage D Absatz 1. 

5 Sofern in diesem Übereinkommen nichts anderes vorgesehen ist, gelten Absatz 1 
und Absatz 2 nicht für Mengen einer Chemikalie, deren Einsatz für die Forschung im 
Labormassstab oder als Referenzsubstanz vorgesehen ist. 

6 Jede Vertragspartei, für die eine spezifische Ausnahmeregelung nach Anlage A oder 
eine spezifische Ausnahmeregelung oder ein akzeptabler Zweck nach Anlage B gilt, 
ergreift geeignete Massnahmen, um zu gewährleisten, dass jede Produktion oder Ver-
wendung im Rahmen einer derartigen Ausnahmeregelung oder eines derartigen 
Zwecks so erfolgt, dass die Exposition von Menschen und die Freisetzung in die Um-
welt verhindert oder auf ein Mindestmass beschränkt werden. Bei von Ausnahmere-
gelungen erfassten Verwendungen oder akzeptablen Zwecken, mit denen unter nor-
malen Einsatzbedingungen eine beabsichtigte Freisetzung in die Umwelt verbunden 
ist, wird diese Freisetzung unter Berücksichtigung anwendbarer Normen und Richtli-
nien auf das erforderliche Mindestmass beschränkt. 

Art. 4 Register spezifischer Ausnahmeregelungen 

1 Hiermit wird ein Register zu dem Zweck eingerichtet, diejenigen Vertragsparteien 
zu benennen, für welche spezifische Ausnahmeregelungen gelten, die in Anlage A 
oder Anlage B aufgenommen sind. Hierin nicht benannt werden Vertragsparteien, die 
von den Bestimmungen in Anlage A oder Anlage B Gebrauch machen, welche von 
allen Vertragsparteien in Anspruch genommen werden können. Das Register wird 
vom Sekretariat geführt und ist für die Öffentlichkeit verfügbar. 

2 Das Register umfasst: 

a. eine den Anlagen A und B entnommene Aufstellung der Arten spezifischer 
Ausnahmeregelungen; 

b. eine Aufstellung der Vertragsparteien, für die eine in Anlage A oder Anlage 
B aufgenommene Ausnahmeregelung gilt; und 
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c. eine Aufstellung der für jede registrierte spezifische Ausnahmeregelung gel-
tenden Ablauftermine. 

3 Jeder Staat kann sich, wenn er Vertragspartei wird, durch schriftliche Notifikation 
an das Sekretariat für eine oder mehrere Arten spezifischer Ausnahmeregelungen, die 
in Anlage A oder Anlage B aufgenommen sind, registrieren lassen. 

4 Sofern in dem Register nicht durch eine Vertragspartei ein früherer Termin angege-
ben ist oder sofern nicht nach Absatz 7 eine Verlängerung gewährt wird, erlöschen 
alle Registrierungen spezifischer Ausnahmeregelungen fünf Jahre nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens in Bezug auf eine bestimmte Chemikalie. 

5 Auf ihrer ersten Tagung entscheidet die Konferenz der Vertragsparteien über ihr 
Überprüfungsverfahren für die Registereinträge. 

6 Vor der Überprüfung eines Registereintrags legt die betroffene Vertragspartei dem 
Sekretariat einen Bericht vor, in dem die weiterhin bestehende Notwendigkeit einer 
Registrierung dieser Ausnahmeregelung begründet wird. Der Bericht wird vom Sek-
retariat allen Vertragsparteien zugesandt. Die Überprüfung einer Registrierung wird 
auf der Grundlage aller verfügbaren Informationen durchgeführt. Daraufhin kann die 
Konferenz der Vertragsparteien gegenüber der betroffenen Vertragspartei die Emp-
fehlungen aussprechen, die sie für angemessen hält. 

7 Die Konferenz der Vertragsparteien kann auf Ersuchen der betroffenen Vertragspar-
tei beschliessen, den Zeitpunkt des Erlöschens einer spezifischen Ausnahmeregelung 
um einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren zu verschieben. Bei ihrem Beschluss be-
rücksichtigt die Konferenz der Vertragsparteien die besonderen Gegebenheiten von 
Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, sowie von Vertragsparteien mit im 
Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen in angemessenem Umfang. 

8 Eine Vertragspartei kann einen Registereintrag hinsichtlich einer spezifischen Aus-
nahmeregelung durch schriftliche Notifikation an das Sekretariat jederzeit zurückneh-
men. Die Rücknahme wird an dem Tag wirksam, der in der Notifikation angegeben 
ist. 

9 Sind für eine bestimmte Art von spezifischen Ausnahmeregelungen keine Vertrags-
parteien mehr registriert, so können hierzu keine neuen Registrierungen mehr erfol-
gen. 

Art. 5 Massnahmen zur Verringerung oder Verhinderung  
von Freisetzungen unerwünschter Nebenprodukte 

Jede Vertragspartei ergreift zumindest die folgenden Massnahmen zur Verringerung 
der auf anthropogene Quellen zurückzuführenden Gesamtfreisetzungen jeder der in 
Anlage C aufgenommenen Chemikalien mit dem Ziel der kontinuierlichen Verringe-
rung und – sofern durchführbar – der vollständigen Einstellung: 

a. Erarbeitung eines Aktionsplans oder gegebenenfalls eines regionalen oder 
subregionalen Aktionsplans spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens für diese Vertragspartei sowie dessen anschliessende 
Durchführung im Rahmen ihres in Artikel 7 bezeichneten Durchführungs-
plans, mit dem die Freisetzung der in Anlage C aufgenommenen Chemikalien 
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angegeben, beschrieben und behandelt sowie die Durchführung der Buchsta-
ben b bis e erleichtert werden sollen. Der Aktionsplan umfasst folgende Ele-
mente: 

i) eine Bewertung derzeitiger und hochgerechneter Freisetzungen, ein-
schliesslich der Erarbeitung und Pflege von Quellverzeichnissen und 
Emissionsschätzungen, unter Berücksichtigung der in Anlage C angege-
benen Quellkategorien, 

ii) eine Bewertung der Wirksamkeit der Rechtsvorschriften und Grundsätze 
der Vertragspartei in Bezug auf die Regelung dieser Freisetzungen, 

iii) Strategien zur Erfüllung der in diesem Absatz enthaltenen Verpflichtun-
gen unter Berücksichtigung der Bewertungen nach den Ziffern i und ii, 

iv) Schritte zur Förderung von Ausbildungs- und Schulungsmassnahmen in 
Bezug auf diese Strategien und Aufklärung über sie, 

v) eine alle fünf Jahre erfolgende Überprüfung dieser Strategien und ihres 
Erfolgs bei der Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Absatz; derar-
tige Überprüfungen sind in die nach Artikel 15 vorzulegenden Berichte 
einzubeziehen, 

vi) einen Zeitplan für die Durchführung des Aktionsplans und für die darin 
genannten Strategien und Massnahmen; 

b. Förderung der Anwendung verfügbarer, durchführbarer und zweckmässiger 
Massnahmen, mit denen sich ein realistisches und sinnvolles Mass an Freiset-
zungsverringerung oder Quellenbeseitigung zügig erreichen lässt; 

c. Förderung der Entwicklung und, soweit dies der Vertragspartei angemessen 
erscheint, Anordnung der Verwendung von als Ersatz dienenden oder abge-
änderten Materialien, Produkten und Prozessen, um die Bildung und Freiset-
zung der in Anlage C aufgenommenen Chemikalien zu verhindern, und zwar 
unter Berücksichtigung der allgemeinen Leitlinien über Massnahmen zur Ver-
hinderung und Verringerung von Freisetzungen in Anlage C sowie von Richt-
linien, die durch die Konferenz der Vertragsparteien zu beschliessen sind; 

d. Förderung und – nach Massgabe des Durchführungszeitplans im Aktionsplan 
der Vertragspartei – Anordnung der Anwendung der besten verfügbaren 
Techniken für neue Quellen innerhalb der Quellkategorien, für die eine Ver-
tragspartei in ihrem Aktionsplan entsprechenden Handlungsbedarf sieht, wo-
bei anfänglich auf die in Anlage C Teil II angegebenen Quellkategorien ein 
besonderer Schwerpunkt zu legen ist. In jedem Fall ist die Vorschrift zur An-
wendung der besten verfügbaren Techniken für neue Quellen innerhalb der in 
Teil II der genannten Anlage aufgenommenen Kategorien so früh wie prakti-
kabel schrittweise einzuführen, jedoch nicht später als vier Jahre nach Inkraft-
treten dieses Übereinkommens für diese Vertragspartei. Für die angegebenen 
Kategorien fördern die Vertragsparteien die Anwendung der besten Umwelt-
schutzpraktiken. Bei der Anwendung der besten verfügbaren Techniken und 
der besten Umweltschutzpraktiken sollen die Vertragsparteien die allgemei-
nen Leitlinien über Massnahmen zur Verhinderung und Verringerung von 
Freisetzungen in der genannten Anlage sowie die Richtlinien zu den besten 
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verfügbaren Techniken und besten Umweltschutzpraktiken, die durch die 
Konferenz der Vertragsparteien zu beschliessen sind, berücksichtigen; 

e. Förderung der Anwendung der besten verfügbaren Techniken und besten Um-
weltschutzpraktiken nach Massgabe des Aktionsplans der Vertragspartei: 

i) für bestehende Quellen innerhalb der in Anlage C Teil II aufgenomme-
nen Quellkategorien und innerhalb von Quellkategorien, wie sie in 
Teil III der genannten Anlage beispielhaft genannt sind, sowie  

ii) für neue Quellen innerhalb von Quellkategorien, wie sie in Anlage C 
Teil III beispielhaft genannt sind, die eine Vertragspartei nicht unter 
Buchstabe d behandelt hat. 

 Bei der Anwendung der besten verfügbaren Techniken und der besten Um-
weltschutzpraktiken sollen die Vertragsparteien die allgemeinen Leitlinien 
über Massnahmen zur Verhinderung und Verringerung von Freisetzungen in 
Anlage C sowie die Richtlinien zu den besten verfügbaren Techniken und bes-
ten Umweltschutzpraktiken, die durch die Konferenz der Vertragsparteien zu 
beschliessen sind, berücksichtigen; 

f. im Sinne dieses Absatzes und der Anlage C: 

i) bedeutet «beste verfügbare Techniken» die wirksamste und am weitesten 
fortgeschrittene Stufe der Entwicklung von Tätigkeiten und entsprechen-
den Verfahren, welche die praktische Eignung bestimmter Techniken für 
eine grundsätzliche Schaffung der Grundlage für Freisetzungsbegren-
zungen anzeigen, mit denen die Freisetzung von Chemikalien, die in An-
lage C Teil I aufgenommen sind, sowie deren Auswirkungen auf die Um-
welt als Ganzes verhindert oder, wo dies nicht praktikabel ist, allgemein 
verringert werden sollen. In dieser Hinsicht, 

ii) umfasst «Techniken» sowohl die eingesetzte Technologie als auch die 
Art und Weise, in der die Anlage geplant, gebaut, instand gehalten, be-
trieben und ausser Betrieb genommen wird, 

iii) bedeutet «verfügbare» Techniken diejenigen Techniken, auf die der Be-
treiber zugreifen kann und die in einem Massstab entwickelt wurden, der 
ihre Realisierung in dem betreffenden Industriesektor unter wirtschaft-
lich und technisch tragfähigen Bedingungen bei Berücksichtigung der 
Kosten und Vorteile gestattet, 

iv) bedeutet «beste» am wirksamsten im Hinblick auf die Erreichung eines 
hohen allgemeinen Schutzniveaus der Umwelt als Ganzes, 

v) bedeutet «beste Umweltschutzpraktiken» die Anwendung der geeignets-
ten Kombination aus Kontrollmassnahmen und Strategien zum Schutz 
der Umwelt, 

vi) bedeutet «neue Quelle» jede Quelle, deren Bau oder wesentliche Verän-
derung frühestens ein Jahr nach dem Tag begonnen wird, an dem: 
a. dieses Übereinkommen für die betreffende Vertragspartei in Kraft 

tritt, oder 
b. eine Änderung der Anlage C für die betreffende Vertragspartei in 

Kraft tritt, wobei die Quelle erst aufgrund dieser Änderung unter 
dieses Übereinkommen fällt; 
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g. Emissionsgrenzwerte oder Leistungsvorgaben können von einer Vertragspar-
tei zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen in Bezug auf beste verfügbare Tech-
niken nach diesem Absatz herangezogen werden. 

Art. 6 Massnahmen zur Verringerung oder Verhinderung  
von Freisetzungen aus Lagerbeständen und Abfällen 

1 Um zu gewährleisten, dass Lagerbestände, die aus in Anlage A oder Anlage B auf-
genommenen Chemikalien bestehen oder diese enthalten, sowie Abfälle, die aus einer 
in Anlage A, B oder C aufgenommenen Chemikalie bestehen, diese enthalten oder 
mit dieser verunreinigt sind – darunter auch Produkte und Artikel, wenn diese zu der-
artigen Abfällen werden –, so behandelt werden, dass die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt geschützt werden, verpflichtet sich jede Vertragspartei zu Folgen-
dem: 

a. Entwicklung geeigneter Strategien zur Feststellung von: 

i) Lagerbeständen, die aus in Anlage A oder Anlage B aufgenommenen 
Chemikalien bestehen oder diese enthalten, und 

ii) in Gebrauch befindlichen Produkten und Artikeln sowie Abfällen, die 
aus einer in Anlage A, Anlage B oder Anlage C aufgenommenen Che-
mikalie bestehen, diese enthalten oder mit dieser verunreinigt sind; 

b. soweit durchführbar Feststellung von Lagerbeständen, die aus in Anlage A 
oder Anlage B aufgenommenen Chemikalien bestehen oder diese enthalten, 
und zwar auf der Grundlage der unter Buchstabe a genannten Strategien; 

c. soweit angebracht eine sichere, effiziente und umweltgerechte Behandlung 
von Lagerbeständen. Lagerbestände von in Anlage A oder Anlage B aufge-
nommenen Chemikalien gelten, nachdem ihre Verwendung aufgrund einer 
spezifischen Ausnahmeregelung nach Anlage A oder aufgrund einer spezifi-
schen Ausnahmeregelung oder eines akzeptablen Zwecks nach Anlage B 
nicht mehr gestattet ist – wovon jedoch Lagerbestände ausgenommen sind, 
deren Ausfuhr nach Artikel 3 Absatz 2 gestattet ist –, als Abfall und sind nach 
Buchstabe d zu behandeln; 

d. Ergreifung geeigneter Massnahmen, damit derartige Abfälle – darunter auch 
Produkte und Artikel, wenn diese zu derartigen Abfällen werden –: 

i) umweltgerecht gehandhabt, gesammelt, befördert und gelagert werden, 

ii) so entsorgt werden, dass die darin enthaltenen persistenten organischen 
Schadstoffe zerstört oder unumkehrbar umgewandelt werden, so dass sie 
nicht mehr die Eigenschaften persistenter organischer Schadstoffe auf-
weisen, oder auf andere Weise umweltgerecht entsorgt werden, wenn 
ihre Zerstörung oder unumkehrbare Umwandlung nicht die unter Um-
weltgesichtspunkten vorzuziehende Möglichkeit darstellt oder ihr Gehalt 
an persistenten organischen Schadstoffen niedrig ist, wobei internatio-
nale Regeln, Normen und Richtlinien, auch solche, die nach Absatz 2 
gegebenenfalls erarbeitet werden, sowie einschlägige weltweite und re-
gionale Regelungen zur Behandlung gefährlicher Abfälle zu berücksich-
tigen sind, 
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iii) nicht für ein Entsorgungsverfahren zugelassen werden, das zur Wieder-
gewinnung, Verwertung, Rückgewinnung, unmittelbaren Wiederver-
wendung oder anderen Möglichkeiten der Weiterverwendung persisten-
ter organischer Schadstoffe führen kann, und 

iv) nicht ohne Berücksichtigung einschlägiger internationaler Regeln, Nor-
men und Richtlinien über Staatsgrenzen hinweg befördert werden; 

e. Bemühungen zur Erarbeitung geeigneter Strategien zur Feststellung von Flä-
chen, die durch in Anlage A, B oder C aufgenommene Chemikalien verunrei-
nigt sind; wird eine Sanierung dieser Standorte durchgeführt, so hat sie in ei-
ner umweltgerechten Weise zu erfolgen. 

2 Die Konferenz der Vertragsparteien arbeitet eng mit den zuständigen Organen des 
Basler Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung 
gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung zusammen, um unter anderem: 

a. Grade der Zerstörung und unumkehrbaren Umwandlung festzulegen, die not-
wendig sind, um sicherzustellen, dass die Eigenschaften persistenter organi-
scher Schadstoffe nach Anlage D Absatz 1 nicht auftreten; 

b. die Methoden festzulegen, die nach ihrer Auffassung die genannte umweltge-
rechte Entsorgung darstellen; und 

c. soweit angebracht, an der Festlegung der Konzentrationen der in die Anla-
gen A, B und C aufgenommenen Chemikalien zu arbeiten, um den in Ab-
satz 1 Buchstabe d Ziffer ii genannten niedrigen Gehalt an persistenten orga-
nischen Schadstoffen festzusetzen. 

Art. 7 Durchführungspläne 

1 Jede Vertragspartei: 

a. erarbeitet einen Plan für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Über-
einkommen und bemüht sich um dessen Durchführung; 

b. übermittelt ihren Durchführungsplan innerhalb von zwei Jahren, nachdem 
dieses Übereinkommen für diese Vertragspartei in Kraft getreten ist, der Kon-
ferenz der Vertragsparteien; und 

c. überprüft ihren Durchführungsplan in regelmässigen Abständen in einer von 
der Konferenz der Vertragsparteien festzulegenden Art und Weise und bringt 
ihn gegebenenfalls auf den neuesten Stand. 

2 Die Vertragsparteien arbeiten gegebenenfalls unmittelbar oder über weltweite, regi-
onale und subregionale Organisationen zusammen und konsultieren ihre nationalen 
Interessengruppen, darunter Frauengruppen sowie mit der Gesundheit von Kindern 
befasste Gruppen, um die Erarbeitung, Verwirklichung und Aktualisierung ihrer 
Durchführungspläne zu erleichtern. 

3 Die Vertragsparteien bemühen sich um die Anwendung und, soweit erforderlich, die 
Festlegung der Massnahmen, um nationale Durchführungspläne für persistente orga-
nische Schadstoffe gegebenenfalls in ihre Strategien für eine nachhaltige Entwicklung 
einzubeziehen. 
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Art. 8 Aufnahme von Chemikalien in die Anlagen A, B und C 

1 Eine Vertragspartei kann dem Sekretariat einen Vorschlag zur Aufnahme einer Che-
mikalie in die Anlagen A, B und/oder C unterbreiten. Der Vorschlag enthält die in 
Anlage D angegebenen Informationen. Bei der Erarbeitung eines Vorschlags kann 
eine Vertragspartei von anderen Vertragsparteien und/oder dem Sekretariat unter-
stützt werden. 

2 Das Sekretariat prüft, ob der Vorschlag die in Anlage D angegebenen Informationen 
enthält. Hat sich das Sekretariat davon überzeugt, dass der Vorschlag die angegebenen 
Informationen enthält, so leitet es den Vorschlag an den Überprüfungsausschuss für 
persistente organische Schadstoffe weiter. 

3 Der Ausschuss prüft den Vorschlag und wendet die in Anlage D aufgeführten Prüf-
kriterien auf flexible und transparente Art und Weise und unter integrativer und aus-
gewogener Berücksichtigung aller bereitgestellten Informationen an. 

4 Hat sich der Ausschuss davon überzeugt: 

a. dass die Prüfkriterien erfüllt wurden, so stellt er den Vorschlag und die Be-
wertung des Ausschusses allen Vertragsparteien und Beobachtern über das 
Sekretariat zur Verfügung und fordert sie zur Vorlage der in Anlage E ange-
gebenen Informationen auf; oder 

b. dass die Prüfkriterien nicht erfüllt wurden, so unterrichtet er alle Vertragspar-
teien und Beobachter über das Sekretariat und stellt den Vorschlag und die 
Bewertung des Ausschusses allen Vertragsparteien zur Verfügung; der Vor-
schlag wird zurückgestellt. 

5 Jede Vertragspartei kann einen vom Ausschuss nach Absatz 4 zurückgestellten Vor-
schlag dem Ausschuss wieder vorlegen. Im Rahmen dieser Wiedervorlage können 
etwaige Belange der Vertragspartei sowie eine Begründung für eine weitere Prüfung 
durch den Ausschuss vorgebracht werden. Stellt der Ausschuss im Anschluss an die-
ses Verfahren den Vorschlag erneut zurück, so kann die Vertragspartei die Entschei-
dung des Ausschusses anfechten, woraufhin die Konferenz der Vertragsparteien die 
Angelegenheit auf ihrer nächsten Tagung prüft. Die Konferenz der Vertragsparteien 
kann auf der Grundlage der Prüfkriterien in Anlage D und unter Berücksichtigung der 
Bewertung des Ausschusses sowie etwaiger zusätzlicher, seitens einer Vertragspartei 
oder eines Beobachters bereitgestellter Informationen beschliessen, dass der Vor-
schlag weiter behandelt werden soll. 

6 Hat der Ausschuss beschlossen, dass die Prüfkriterien erfüllt wurden, oder hat die 
Konferenz der Vertragsparteien beschlossen, dass der Vorschlag weiter behandelt 
werden soll, so prüft der Ausschuss den Vorschlag unter Berücksichtigung etwaiger 
zusätzlicher erhaltener Informationen weiter und erstellt den Entwurf eines Risiko-
profils nach Anlage E. Er stellt diesen Entwurf über das Sekretariat allen Vertragspar-
teien und Beobachtern zur Verfügung, holt fachliche Stellungnahmen von diesen ein 
und vervollständigt unter Berücksichtigung dieser Stellungnahmen das Risikoprofil. 

7 Beschliesst der Ausschuss auf der Grundlage des nach Anlage E erarbeiteten Risi-
koprofils: 
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a. dass die Chemikalie infolge ihres weiträumigen Transports in der Umwelt 
wahrscheinlich zu erheblichen schädlichen Auswirkungen auf die menschli-
che Gesundheit und/oder Umwelt führt, so dass weltweite Massnahmen erfor-
derlich sind, so wird der Vorschlag weiter behandelt. Das Fehlen einer voll-
ständigen wissenschaftlichen Sicherheit verhindert nicht die weitere 
Behandlung des Vorschlags. Der Ausschuss fordert über das Sekretariat von 
allen Vertragsparteien und Beobachtern Informationen zu den in Anlage F 
aufgeführten Überlegungen an. Daraufhin erstellt er eine Bewertung zum Ri-
sikomanagement, die eine Analyse möglicher Kontrollmassnahmen für die 
Chemikalie nach Massgabe der genannten Anlage enthält; oder 

b. dass der Vorschlag nicht weiter behandelt werden soll, so stellt er über das 
Sekretariat das Risikoprofil allen Vertragsparteien und Beobachtern zur Ver-
fügung und stellt den Vorschlag zurück. 

8 Bei jedem nach Absatz 7 Buchstabe b zurückgestellten Vorschlag kann eine Ver-
tragspartei die Konferenz der Vertragsparteien ersuchen, den Erlass einer Anweisung 
an den Ausschuss zu prüfen, der zufolge von der vorschlagenden Vertragspartei und 
von anderen Vertragsparteien während eines Zeitraums von höchstens einem Jahr zu-
sätzliche Informationen anzufordern sind. Nach Ablauf dieses Zeitraums und auf der 
Grundlage gegebenenfalls erhaltener Informationen prüft der Ausschuss den Vor-
schlag nach Absatz 6 mit der von der Konferenz der Vertragsparteien zu beschlies-
senden Vorrangigkeit erneut. Stellt der Ausschuss im Anschluss an dieses Verfahren 
den Vorschlag erneut zurück, so kann die Vertragspartei die Entscheidung des Aus-
schusses anfechten, woraufhin die Konferenz der Vertragsparteien die Angelegenheit 
auf ihrer nächsten Tagung prüft. Die Konferenz der Vertragsparteien kann auf der 
Grundlage des nach Anlage E erarbeiteten Risikoprofils und unter Berücksichtigung 
der Bewertung des Ausschusses sowie etwaiger zusätzlicher Informationen seitens 
einer Vertragspartei oder eines Beobachters beschliessen, dass der Vorschlag weiter 
behandelt werden soll. Beschliesst die Konferenz der Vertragsparteien, dass der Vor-
schlag weiter zu behandeln ist, so erstellt der Ausschuss daraufhin die Bewertung des 
Risikomanagements. 

9 Der Ausschuss gibt auf der Grundlage des in Absatz 6 genannten Risikoprofils und 
der in Absatz 7 Buchstabe a oder Absatz 8 genannten Bewertung des Risikomanage-
ments eine Empfehlung darüber ab, ob die Aufnahme der Chemikalie in die Anla-
gen A, B und/oder C von der Konferenz der Vertragsparteien erwogen werden soll. 
Die Konferenz der Vertragsparteien beschliesst in vorsorgender Weise unter ange-
messener Berücksichtigung der Empfehlungen des Ausschusses einschliesslich etwa-
iger wissenschaftlicher Unsicherheiten, ob die Chemikalie unter Angabe der zugehö-
rigen Kontrollmassnahmen in die Anlagen A, B und/oder C aufzunehmen ist. 

Art. 9 Informationsaustausch 

1 Jede Vertragspartei erleichtert oder übernimmt den Austausch von Informationen, 
die massgeblich sind: 

a für die Verringerung oder Verhinderung der Produktion, Verwendung und 
Freisetzung persistenter organischer Schadstoffe; und 
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b. für Alternativen zu persistenten organischen Schadstoffen, einschliesslich In-
formationen über deren Risiken sowie deren wirtschaftliche und soziale Kos-
ten. 

2 Die Vertragsparteien tauschen die in Absatz 1 genannten Informationen unmittelbar 
oder über das Sekretariat aus. 

3 Jede Vertragspartei benennt für den Austausch derartiger Informationen eine inner-
staatliche Anlaufstelle. 

4 Das Sekretariat dient als Vermittlungsstelle für Informationen über persistente orga-
nische Schadstoffe, darunter auch Informationen, die von Vertragsparteien, zwischen-
staatlichen Organisationen und nichtstaatlichen Organisationen bereitgestellt werden. 

5 Für die Zwecke dieses Übereinkommens gelten Informationen zur Gesundheit und 
Sicherheit von Mensch und Umwelt nicht als vertraulich. Vertragsparteien, die nach 
diesem Übereinkommen sonstige Informationen austauschen, schützen vertrauliche 
Informationen nach Vereinbarung. 

Art. 10 Informationen, Bewusstseinsbildung und Aufklärung 

1 Jede Vertragspartei fördert und erleichtert im Rahmen ihrer Möglichkeiten: 

a. die Bewusstseinsbildung unter ihren politisch Verantwortlichen und Entschei-
dungsträgern in Bezug auf persistente organische Schadstoffe; 

b. die Bereitstellung aller verfügbaren Informationen über persistente organische 
Schadstoffe für die Öffentlichkeit unter Berücksichtigung des Artikels 9 Ab-
satz 5; 

c. die Erarbeitung und Durchführung von Programmen zur Aufklärung und zur 
Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit, insbesondere für Frauen, Kinder 
und am wenigsten gebildete Bevölkerungsschichten, über persistente organi-
sche Schadstoffe und über deren Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt 
sowie über deren Alternativen; 

d. die Beteiligung der Öffentlichkeit an Fragen im Zusammenhang mit persis-
tenten organischen Schadstoffen und deren Auswirkungen auf Gesundheit 
und Umwelt sowie an der Erarbeitung geeigneter Beiträge, einschliesslich der 
Möglichkeit zur Einbringung eigener Beiträge auf nationaler Ebene zur 
Durchführung dieses Übereinkommens; 

e. die Schulung von Arbeitnehmern, Wissenschaftlern, Lehrpersonal sowie 
Fach- und Führungskräften; 

f. die Erarbeitung und den Austausch von Materialien zur Aufklärung und Be-
wusstseinsbildung in der Öffentlichkeit auf nationaler und internationaler 
Ebene und 

g. die Erarbeitung und Durchführung von Bildungs- und Schulungsprogrammen 
auf nationaler und internationaler Ebene. 

2 Jede Vertragspartei stellt im Rahmen ihrer Möglichkeiten sicher, dass die Öffent-
lichkeit Zugang zu den in Absatz 1 genannten öffentlichen Informationen hat und dass 
die Informationen auf dem neuesten Stand gehalten werden. 
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3 Jede Vertragspartei ermutigt im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Wirtschaft sowie 
beruflich damit befasste Nutzer zur Förderung und Erleichterung der Bereitstellung 
der in Absatz 1 genannten Informationen auf nationaler und gegebenenfalls subregi-
onaler, regionaler und weltweiter Ebene. 

4 Bei der Bereitstellung von Informationen über persistente organische Schadstoffe 
und deren Alternativen können die Vertragsparteien Sicherheitsdatenblätter, Berichte, 
Massenmedien und sonstige Kommunikationsmittel verwenden und auf nationaler 
und regionaler Ebene Informationszentren einrichten. 

5 Jede Vertragspartei zieht wohlwollend die Entwicklung von Mechanismen, bei-
spielsweise Registern zur Freisetzung und Weitergabe von Schadstoffen, für die Er-
fassung und Verbreitung von Informationen über Schätzungen der jährlich freigesetz-
ten oder entsorgten Mengen der in Anlage A, B oder C aufgenommenen Chemikalien 
in Betracht. 

Art. 11 Forschung, Entwicklung und Überwachung 

1 Die Vertragsparteien fördern und/oder übernehmen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
auf nationaler und internationaler Ebene eine geeignete Forschung, Entwicklung, 
Überwachung und Zusammenarbeit in Bezug auf persistente organische Schadstoffe 
und gegebenenfalls deren Alternativen sowie potentielle persistente organische 
Schadstoffe, auch hinsichtlich: 

a. Quellen und Freisetzungen in die Umwelt; 

b. Vorhandensein, Konzentration und Entwicklung der Konzentration im Men-
schen und in der Umwelt; 

c. Transport, Verhalten und Umwandlung in der Umwelt; 

d. Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt; 

e. sozioökonomischer und kultureller Auswirkungen; 

f. Verringerung und/oder Verhinderung ihrer Freisetzung; und 

g. harmonisierter Methoden zur Bestandserfassung von Quellen, bei denen per-
sistente organische Schadstoffe entstehen, und Analysemethoden für die Mes-
sung von Freisetzungen. 

2 Bei der Durchführung der Massnahmen nach Absatz 1 sind die Vertragsparteien im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten verpflichtet: 

a. internationale Programme, Netzwerke und Organisationen, deren Ziel die 
Festlegung, Durchführung, Einschätzung und Finanzierung von Forschung, 
Datenerfassung und Überwachung ist, unter Berücksichtigung der Notwen-
digkeit, Doppelarbeit auf ein Mindestmass zu beschränken, zu unterstützen 
beziehungsweise weiterzuentwickeln; 

b. nationale und internationale Bemühungen zur Stärkung nationaler wissen-
schaftlicher und technischer Forschungsmöglichkeiten zu unterstützen, insbe-
sondere in Entwicklungsländern und in Ländern mit im Übergang befindli-
chen Wirtschaftssystemen, und den Zugang zu Daten und Analysen sowie 
deren Austausch zu fördern; 
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c. die Belange und Bedürfnisse von Entwicklungsländern sowie Ländern mit im 
Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen, insbesondere im Bereich finan-
zieller und technischer Mittel, zu berücksichtigen und bei der Verbesserung 
ihrer Möglichkeiten zur Beteiligung an den unter den Buchstaben a und b ge-
nannten Bemühungen zusammenzuarbeiten; 

d. Forschungsarbeiten durchzuführen, die auf die Minderung der Auswirkungen 
persistenter organischer Schadstoffe auf die Fortpflanzungsfähigkeit gerichtet 
sind; 

e. die Ergebnisse ihrer in diesem Absatz genannten Forschungs-, Entwicklungs- 
und Überwachungstätigkeit der Öffentlichkeit rechtzeitig und regelmässig zur 
Verfügung zu stellen; und 

f. die Zusammenarbeit hinsichtlich Speicherung und Pflege von Informationen, 
die aus der Forschung, Entwicklung und Überwachung gewonnen wurden, zu 
fördern und/oder zu verwirklichen. 

Art. 12 Technische Hilfe 

1 Die Vertragsparteien erkennen an, dass die rechtzeitige und angemessene Bereitstel-
lung technischer Hilfe als Reaktion auf Ersuchen von Vertragsparteien, die Entwick-
lungsländer sind, und von Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirt-
schaftssystemen für die erfolgreiche Durchführung dieses Übereinkommens von 
wesentlicher Bedeutung ist. 

2 Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um für Vertragsparteien, die Entwick-
lungsländer sind, und Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssys-
temen rechtzeitige und geeignete technische Hilfe zu leisten und sie unter Berücksich-
tigung ihrer besonderen Bedürfnisse dabei zu unterstützen, ihre Fähigkeit zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu entwickeln und zu 
stärken. 

3 In dieser Hinsicht umfasst die von Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind, 
sowie von anderen Vertragsparteien im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu leistende 
technische Hilfe, soweit angemessen und einvernehmlich vereinbart, technische Hilfe 
beim Kapazitätsaufbau zur Erfüllung der Verpflichtungen aus diesem Übereinkom-
men. Weitere Leitlinien hierzu werden von der Konferenz der Vertragsparteien zur 
Verfügung gestellt. 

4 Die Vertragsparteien legen in Bezug auf die Durchführung dieses Übereinkommens 
gegebenenfalls Regelungen zum Zweck der Bereitstellung technischer Hilfe und der 
Förderung des Technologietransfers an Vertragsparteien, die Entwicklungsländer 
sind, und an Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen 
fest. Diese Regelungen umfassen regionale und subregionale Zentren für den Kapazi-
tätsaufbau und den Technologietransfer, um Vertragsparteien, die Entwicklungslän-
der sind, und Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen bei 
der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu unterstützen. 
Weitere Leitlinien hierzu werden von der Konferenz der Vertragsparteien zur Verfü-
gung gestellt. 
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5 Die Vertragsparteien tragen im Zusammenhang mit diesem Artikel bei ihren Mass-
nahmen hinsichtlich der technischen Hilfe den speziellen Bedürfnissen und der be-
sonderen Lage der am wenigsten entwickelten Länder und der kleinen Inselstaaten, 
die Entwicklungsländer sind, voll Rechnung. 

Art. 13 Finanzielle Mittel und Finanzierungsmechanismen 

1 Jede Vertragspartei verpflichtet sich, im Rahmen ihrer Möglichkeiten finanzielle 
Unterstützung und Anreize im Hinblick auf diejenigen innerstaatlichen Tätigkeiten, 
die zur Verwirklichung der Ziele dieses Übereinkommens durchgeführt werden sol-
len, im Einklang mit ihren innerstaatlichen Plänen, Prioritäten und Programmen be-
reitzustellen. 

2 Die Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind, stellen neue und zusätzliche fi-
nanzielle Mittel bereit, um es den Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, so-
wie den Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen zu er-
möglichen, die vereinbarten vollen Mehrkosten zu tragen, die aus der Durchführung 
von Massnahmen zur Erfüllung von Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen 
nach Vereinbarung zwischen einer Empfänger-Vertragspartei und einem Rechtsträ-
ger, der an dem in Absatz 6 beschriebenen Mechanismus beteiligt ist, entstehen. An-
dere Vertragsparteien können diese finanziellen Mittel auf freiwilliger Grundlage und 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten ebenfalls bereitstellen. Zu Beiträgen aus sonstigen 
Quellen soll ebenfalls ermutigt werden. Bei der Erfüllung dieser Verpflichtungen wird 
berücksichtigt, dass die Mittel angemessen und vorhersehbar sein und rechtzeitig ein-
gehen müssen und dass eine Lastenteilung unter den Beitrag leistenden Vertragspar-
teien wichtig ist. 

3 Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind, und andere Vertragsparteien, die dazu 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten und im Einklang mit ihren innerstaatlichen Plänen, 
Prioritäten und Programmen in der Lage sind, können auch finanzielle Mittel über 
andere bilaterale, regionale und multilaterale Quellen oder Wege zur Verfügung stel-
len, welche die Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, und die Vertragspar-
teien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen zur Unterstützung ihrer 
Durchführung dieses Übereinkommens in Anspruch nehmen können. 

4 Der Umfang, in dem die Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, ihre Ver-
pflichtungen aus diesem Übereinkommen wirksam erfüllen, wird davon abhängen, 
inwieweit die Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind, ihre Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen betreffend finanzielle Mittel, technische Hilfe und Technolo-
gietransfer wirksam erfüllen. Die Tatsache, dass die nachhaltige wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung sowie die Beseitigung der Armut für Vertragsparteien, die Ent-
wicklungsländer sind, erste und dringlichste Anliegen sind, wird unter angemessener 
Einbeziehung der Notwendigkeit, die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu 
schützen, in vollem Umfang berücksichtigt. 

5 Die Vertragsparteien tragen bei ihren Massnahmen hinsichtlich der Finanzierung 
den speziellen Bedürfnissen und der besonderen Lage der am wenigsten entwickelten 
Länder und der kleinen Inselstaaten, die Entwicklungsländer sind, voll Rechnung. 

6 Hiermit wird ein Mechanismus für die Bereitstellung angemessener und nachhalti-
ger finanzieller Mittel in Form unentgeltlicher Zuschüsse oder zu Vorzugs-
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bedingungen für Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, und für Vertragspar-
teien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen festgelegt, um diese bei der 
Durchführung des Übereinkommens zu unterstützen. Der Mechanismus arbeitet für 
die Zwecke des Übereinkommens unter der Aufsicht – sofern angebracht – und Lei-
tung der Konferenz der Vertragsparteien und ist dieser gegenüber verantwortlich. 
Seine Arbeit wird einem oder mehreren Rechtsträgern, einschliesslich bestehender in-
ternationaler Rechtsträger, nach Beschluss der Konferenz der Vertragsparteien über-
tragen. In den Mechanismus können auch andere Rechtsträger einbezogen werden, 
die multilaterale, regionale und bilaterale finanzielle und technische Hilfe bereitstel-
len. Beiträge zu dem Mechanismus werden zusätzlich zu sonstigen im Rahmen und 
nach Massgabe des Absatzes 2 vorgenommenen Finanztransfers an Vertragsparteien, 
die Entwicklungsländer sind, und an Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen 
Wirtschaftssystemen geleistet. 

7 Im Einklang mit den Zielen dieses Übereinkommens und Absatz 6 beschliesst die 
Konferenz der Vertragsparteien auf ihrer ersten Tagung geeignete Leitlinien für den 
Mechanismus und einigt sich mit dem oder den an dem Finanzierungsmechanismus 
beteiligten Rechtsträger(n) auf die Regelungen zu dessen Durchführung. Die Leitli-
nien befassen sich unter anderem mit: 

a. der Festlegung der Politik, der Strategien und der Programmprioritäten sowie 
eindeutiger und detaillierter Kriterien und Leitlinien für die Berechtigung zum 
Zugang zu finanziellen Mitteln und zu ihrer Verwendung, wozu auch eine re-
gelmässige Überwachung und Bewertung dieser Verwendung gehört; 

b. der von Seiten des oder der Rechtsträger zu erfolgenden Bereitstellung regel-
mässiger Berichte an die Konferenz der Vertragsparteien über die Angemes-
senheit und Nachhaltigkeit der Finanzierung von Tätigkeiten, die hinsichtlich 
der Durchführung dieses Übereinkommens von Belang sind; 

c. der Förderung von Vorgehensweisen, Mechanismen und Regelungen für eine 
Finanzierung aus mehreren Quellen; 

d. den näheren Einzelheiten einer berechenbaren und nachvollziehbaren Festle-
gung des Finanzierungsbetrags, der zur Durchführung dieses Übereinkom-
mens notwendig und verfügbar ist, wobei die Möglichkeit, dass die allmähli-
che Abschaffung persistenter organischer Schadstoffe eine nachhaltige 
Finanzierung erforderlich machen könnte, sowie die Bedingungen, unter de-
nen dieser Betrag in regelmässigen Abständen einer Überprüfung zu unterzie-
hen ist, zu berücksichtigen sind; und 

e. den näheren Einzelheiten der Bereitstellung von Hilfe an betroffene Vertrags-
parteien, einschliesslich Bedarfsabschätzungen, Informationen zu verfügba-
ren Finanzierungsquellen und Finanzierungssystemen, um die Koordinierung 
zwischen ihnen zu erleichtern. 

8 Die Konferenz der Vertragsparteien überprüft spätestens auf ihrer zweiten Tagung 
und danach in regelmässigen Abständen die Wirksamkeit des nach diesem Artikel 
eingerichteten Mechanismus, dessen Fähigkeit einer angemessenen Berücksichtigung 
der sich ändernden Bedürfnisse von Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, 
sowie von Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen Wirtschaftssystemen, die 
in Absatz 7 genannten Kriterien und Leitlinien, die Höhe der Finanzierung sowie die 
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Wirksamkeit der Tätigkeit der institutionellen Rechtsträger, die mit der Erfüllung der 
Aufgaben des Finanzierungsmechanismus betraut sind. Auf der Grundlage dieser 
Überprüfung ergreift die Konferenz der Vertragsparteien erforderlichenfalls geeignete 
Massnahmen, um die Wirksamkeit des Mechanismus zu verbessern, auch mit Hilfe 
von Empfehlungen und Leitlinien betreffend Massnahmen zur Gewährleistung einer 
angemessenen und nachhaltigen Finanzierung, um den Bedürfnissen der Vertragspar-
teien Rechnung zu tragen. 

Art. 14 Vorübergehende finanzielle Regelungen 

Die institutionelle Struktur der Globalen Umweltfazilität, die nach Massgabe der 
Übereinkunft zur Einrichtung der umstrukturierten Globalen Umweltfazilität arbeitet, 
ist für einen Übergangszeitraum der wichtigste Rechtsträger, der mit der Erfüllung der 
Aufgaben des in Artikel 13 vorgesehenen Finanzierungsmechanismus betraut wird, 
und zwar für den Zeitraum zwischen dem Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkom-
mens und der ersten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien oder bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Konferenz der Vertragsparteien beschliesst, welche institutionelle 
Struktur nach Artikel 13 benannt wird. Die institutionelle Struktur der Globalen Um-
weltfazilität soll diese Aufgaben durch operative Massnahmen erfüllen, die sich ins-
besondere auf persistente organische Schadstoffe beziehen, wobei zu berücksichtigen 
ist, dass für diesen Bereich neue Regelungen erforderlich sein können. 

Art. 15 Berichterstattung 

1 Jede Vertragspartei berichtet der Konferenz der Vertragsparteien über die Massnah-
men, die sie zur Durchführung dieses Übereinkommens ergriffen hat, sowie über die 
Wirksamkeit dieser Massnahmen bei der Erreichung der Ziele des Übereinkommens. 

2 Jede Vertragspartei stellt dem Sekretariat Folgendes zur Verfügung: 

a. statistische Daten zu ihren gesamten Produktions-, Einfuhr- und Ausfuhrmen-
gen jeder der in die Anlage A und Anlage B aufgenommenen Chemikalien 
oder eine realistische Schätzung dieser Daten; und 

b. soweit wie möglich, eine Liste der Staaten, aus denen sie jeden dieser Stoffe 
eingeführt hat, sowie eine Liste der Staaten, in die sie jeden dieser Stoffe aus-
geführt hat. 

3 Diese Berichterstattung erfolgt in regelmässigen Abständen und in einer von der 
Konferenz der Vertragsparteien auf ihrer ersten Tagung zu beschliessenden Form. 

Art. 16 Bewertung der Wirksamkeit 

1 Erstmals vier Jahre nach dem Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommens und 
danach in regelmässigen Abständen, die von der Konferenz der Vertragsparteien zu 
beschliessen sind, bewertet die Konferenz die Wirksamkeit dieses Übereinkommens. 

2 Um diese Bewertung zu erleichtern, leitet die Konferenz der Vertragsparteien auf 
ihrer ersten Tagung die Festlegung von Regelungen in die Wege, um sich vergleichs-
fähige Überwachungsdaten über das Vorhandensein der in die Anlagen A, B oder C 
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aufgenommenen Chemikalien sowie deren regionalen und weltweiten Transport in 
der Umwelt zu verschaffen. Diese Regelungen: 

a. sollen von den Vertragsparteien auf regionaler Ebene zum angemessenen 
Zeitpunkt, im Rahmen ihrer technischen und finanziellen Möglichkeiten, so 
weit wie möglich unter Verwendung bestehender Überwachungsprogramme 
und -mechanismen und unter Förderung einer Harmonisierung der Vorge-
hensweisen durchgeführt werden; 

b. können, falls erforderlich, unter Berücksichtigung der Unterschiede zwischen 
den Regionen und deren Möglichkeiten bei der Durchführung von Überwa-
chungstätigkeiten ergänzt werden; und 

c. enthalten Berichte an die Konferenz der Vertragsparteien über die Ergebnisse 
der Überwachungstätigkeiten auf regionaler und weltweiter Grundlage in von 
der Konferenz der Vertragsparteien festzulegenden Abständen. 

3 Die in Absatz 1 beschriebene Bewertung wird auf der Grundlage der verfügbaren 
wissenschaftlichen, umweltbezogenen, technischen und wirtschaftlichen Informatio-
nen durchgeführt; dazu gehören: 

a. Berichte und sonstige Überwachungsinformationen, die nach Absatz 2 bereit-
gestellt werden; 

b. nationale Berichte, die nach Artikel 15 vorgelegt werden; und 

c. Informationen über die Nichteinhaltung, die nach den in Artikel 17 festgeleg-
ten Verfahren bereitgestellt werden 

Art. 17 Nichteinhaltung 

Die Konferenz der Vertragsparteien erarbeitet und genehmigt so bald wie möglich 
Verfahren und institutionelle Mechanismen zur Feststellung einer Nichteinhaltung der 
Bestimmungen dieses Übereinkommens und zur Behandlung von Vertragsparteien, 
in deren Fall eine solche Nichteinhaltung festgestellt worden ist. 

Art. 18 Beilegung von Streitigkeiten 

1 Die Vertragsparteien legen alle zwischen ihnen entstehenden Streitigkeiten über die 
Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens durch Verhandlungen oder an-
dere friedliche Mittel ihrer Wahl bei. 

2 Bei der Ratifikation, der Annahme oder der Genehmigung des Übereinkommens 
oder beim Beitritt zum Übereinkommen oder jederzeit danach kann eine Vertragspar-
tei, die keine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration ist, in einer dem Ver-
wahrer vorgelegten Urkunde erklären, dass sie in Bezug auf jede Streitigkeit über die 
Auslegung oder Anwendung des Übereinkommens eines der folgenden Mittel der 
Streitbeilegung oder beide gegenüber jeder Vertragspartei, welche dieselbe Verpflich-
tung übernimmt, als obligatorisch anerkennt: 

a. ein Schiedsverfahren nach einem Verfahren, das von der Konferenz der Ver-
tragsparteien so bald wie möglich in einer Anlage beschlossen wird; 

b. Vorlage der Streitigkeit beim Internationalen Gerichtshof. 
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3 Eine Vertragspartei, die eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration ist, 
kann in Bezug auf ein Schiedsverfahren nach dem in Absatz 2 Buchstabe a vorgese-
henen Verfahren eine Erklärung mit gleicher Wirkung abgeben. 

4 Eine nach Absatz 2 oder Absatz 3 abgegebene Erklärung bleibt in Kraft, bis sie nach 
den darin enthaltenen Bestimmungen erlischt, oder bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach Hinterlegung einer schriftlichen Rücknahmenotifikation beim Verwahrer. 

5 Das Erlöschen einer Erklärung, eine Rücknahmenotifikation oder eine neue Erklä-
rung berührt nicht die bei einem Schiedsgericht oder beim Internationalen Gerichtshof 
anhängigen Verfahren, es sei denn, die Streitparteien vereinbaren etwas anderes. 

6 Haben die Streitparteien nicht demselben oder keinem Verfahren nach Absatz 2 zu-
gestimmt und konnten sie ihre Streitigkeit nicht binnen zwölf Monaten, nachdem eine 
Vertragspartei einer anderen notifiziert hat, dass eine Streitigkeit zwischen ihnen be-
steht, beilegen, so wird der Streitfall auf Ersuchen einer der Streitparteien einer Ver-
gleichskommission vorgelegt. Die Vergleichskommission erstellt einen Bericht mit 
Empfehlungen. Weitere Verfahren in Bezug auf die Vergleichskommission werden in 
eine von der Konferenz der Vertragsparteien spätestens auf der zweiten Tagung der 
Konferenz zu beschliessenden Anlage aufgenommen. 

Art. 19 Konferenz der Vertragsparteien 

1 Hiermit wird eine Konferenz der Vertragsparteien eingesetzt. 

2 Die erste Tagung der Konferenz der Vertragsparteien wird vom Exekutivdirektor 
des Umweltprogramms der Vereinten Nationen spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens einberufen. Danach finden ordentliche Tagungen der Kon-
ferenz der Vertragsparteien in regelmässigen Abständen statt, die von der Konferenz 
beschlossen werden. 

3 Ausserordentliche Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien finden statt, wenn 
es die Konferenz für notwendig erachtet oder eine Vertragspartei dies schriftlich be-
antragt, sofern dieser Antrag von mindestens einem Drittel der Vertragsparteien un-
terstützt wird. 

4 Die Konferenz der Vertragsparteien vereinbart und beschliesst auf ihrer ersten Ta-
gung durch Konsens eine Geschäftsordnung und eine Finanzordnung für sich selbst 
und für alle Nebenorgane sowie Finanzbestimmungen für die Tätigkeit des Sekretari-
ats. 

5 Die Konferenz der Vertragsparteien prüft und bewertet laufend die Durchführung 
dieses Übereinkommens. Sie nimmt die ihr aufgrund des Übereinkommens übertra-
genen Aufgaben wahr; zu diesem Zweck: 

a. setzt sie zusätzlich zu den Anforderungen des Absatzes 6 die von ihr zur 
Durchführung des Übereinkommens für notwendig erachteten Nebenorgane 
ein; 

b. arbeitet sie gegebenenfalls mit den zuständigen internationalen Organisatio-
nen sowie zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Stellen zusammen; 
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c. überprüft sie regelmässig alle den Vertragsparteien nach Artikel 15 zur Ver-
fügung gestellten Informationen, einschliesslich der Prüfung der Wirksamkeit 
des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe b Ziffer iii; 

d. prüft und ergreift sie weitere Massnahmen, die zur Erreichung der Ziele des 
Übereinkommens erforderlich sind. 

6 Die Konferenz der Vertragsparteien setzt auf ihrer ersten Tagung ein als Überprü-
fungsausschuss für persistente organische Schadstoffe zu bezeichnendes Nebenorgan 
ein, das die diesem Ausschuss aufgrund dieses Übereinkommens zugewiesenen Auf-
gaben wahrnimmt. Dabei: 

a. werden die Mitglieder des Überprüfungsausschusses für persistente organi-
sche Schadstoffe von der Konferenz der Vertragsparteien ernannt. Der Aus-
schuss besteht aus Fachleuten für Chemikalien-Bewertung oder Chemikalien-
Management, die von den Regierungen benannt werden. Die Ausschussmit-
glieder werden auf der Grundlage einer ausgewogenen geographischen Ver-
teilung ernannt; 

b. entscheidet die Konferenz der Vertragsparteien über das Mandat, die Organi-
sation und die Arbeitsweise des Ausschusses; 

c. bemüht sich der Ausschuss nach Kräften um eine Einigung durch Konsens 
über seine Empfehlungen. Sind alle Bemühungen um einen Konsens er-
schöpft und wird keine Einigung erzielt, so wird als letztes Mittel die Emp-
fehlung mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden und abstimmenden Mitglie-
der beschlossen. 

7 Die Konferenz der Vertragsparteien bewertet auf ihrer dritten Tagung das Erforder-
nis einer Fortsetzung des in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b enthaltenen Verfahrens, 
was die Prüfung von dessen Wirksamkeit einschliesst. 

8 Die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen und die Internationale Atom-
energie-Organisation sowie jeder Staat, der nicht Vertragspartei dieses Übereinkom-
mens ist, können auf den Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien als Beobach-
ter vertreten sein. Andere nationale oder internationale, staatliche oder nichtstaatliche 
Stellen oder Einrichtungen, die in den vom Übereinkommen erfassten Angelegenhei-
ten fachlich befähigt sind und die dem Sekretariat ihren Wunsch mitgeteilt haben, auf 
einer Tagung der Konferenz der Vertragsparteien als Beobachter vertreten zu sein, 
können zugelassen werden, sofern nicht mindestens ein Drittel der anwesenden Ver-
tragsparteien widerspricht. Die Zulassung und die Teilnahme von Beobachtern unter-
liegen der von der Konferenz der Vertragsparteien beschlossenen Geschäftsordnung. 

Art. 20 Sekretariat 

1 Hiermit wird ein Sekretariat eingerichtet. 

2 Das Sekretariat hat folgende Aufgaben: 

a. Es veranstaltet die Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien und ihrer 
Nebenorgane und stellt die erforderlichen Dienste bereit; 
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b. es unterstützt auf Ersuchen die Vertragsparteien, darunter insbesondere die 
Entwicklungsländer und die Vertragsparteien mit im Übergang befindlichen 
Wirtschaftssystemen, bei der Durchführung dieses Übereinkommens; 

c. es sorgt für die notwendige Koordinierung mit den Sekretariaten anderer ein-
schlägiger internationaler Gremien; 

d. es erstellt in regelmässigen Abständen Berichte auf der Grundlage von nach 
Artikel 15 erhaltenen sowie sonstigen verfügbaren Informationen und stellt 
sie den Vertragsparteien zur Verfügung; 

e. es schliesst unter allgemeiner Aufsicht der Konferenz der Vertragsparteien die 
für die wirksame Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen verwaltungsmässi-
gen und vertraglichen Vereinbarungen; 

f. es nimmt die anderen in diesem Übereinkommen vorgesehenen Sekretariats-
aufgaben sowie sonstige Aufgaben wahr, die von der Konferenz der Vertrags-
parteien festgelegt werden. 

3 Die Sekretariatsaufgaben im Rahmen dieses Übereinkommens werden vom Exeku-
tivdirektor des Umweltprogramms der Vereinten Nationen wahrgenommen, sofern 
die Konferenz der Vertragsparteien nicht mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden und 
abstimmenden Vertragsparteien beschliesst, eine oder mehrere andere internationale 
Organisationen mit den Sekretariatsaufgaben zu betrauen. 

Art. 21 Änderungen des Übereinkommens 

1 Änderungen dieses Übereinkommens können von jeder Vertragspartei vorgeschla-
gen werden. 

2 Änderungen dieses Übereinkommens werden auf einer Tagung der Konferenz der 
Vertragsparteien beschlossen. Der Wortlaut einer vorgeschlagenen Änderung wird 
den Vertragsparteien mindestens sechs Monate vor der Tagung, auf der die Änderung 
zur Beschlussfassung vorgeschlagen wird, vom Sekretariat übermittelt. Das Sekreta-
riat übermittelt vorgeschlagene Änderungen auch den Unterzeichnern des Überein-
kommens und zur Kenntnisnahme dem Verwahrer. 

3 Die Vertragsparteien bemühen sich nach Kräften um eine Einigung durch Konsens 
über eine vorgeschlagene Änderung des Übereinkommens. Sind alle Bemühungen um 
einen Konsens erschöpft und wird keine Einigung erzielt, so wird als letztes Mittel 
die Änderung mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertrags-
parteien beschlossen. 

4 Die Änderung wird vom Verwahrer allen Vertragsparteien zur Ratifikation, An-
nahme oder Genehmigung übermittelt. 

5 Die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung einer Änderung wird dem Verwahrer 
schriftlich notifiziert. Eine nach Absatz 3 beschlossene Änderung tritt für die Ver-
tragsparteien, die sie angenommen haben, am neunzigsten Tag nach Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden durch mindestens drei Viertel 
der Vertragsparteien in Kraft. Danach tritt die Änderung für jede andere Vertragspar-
tei am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die betreffende 
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Vertragspartei ihre Urkunde über die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung der 
Änderung hinterlegt hat. 

Art. 22 Beschlussfassung über Anlagen und Änderung von Anlagen 

1 Die Anlagen dieses Übereinkommens sind Bestandteil des Übereinkommens; sofern 
nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist, stellt eine Bezugnahme auf dieses 
Übereinkommen gleichzeitig eine Bezugnahme auf die Anlagen dar. 

2 Etwaige weitere Anlagen beschränken sich auf verfahrensmässige, wissenschaftli-
che, technische und verwaltungsmässige Angelegenheiten. 

3 Folgendes Verfahren findet auf den Vorschlag weiterer Anlagen dieses Überein-
kommens, die Beschlussfassung darüber und das Inkrafttreten derselben Anwendung: 

a. Weitere Anlagen werden nach dem in Artikel 21 Absätze 1, 2 und 3 festge-
legten Verfahren vorgeschlagen und beschlossen; 

b. eine Vertragspartei, die eine weitere Anlage nicht anzunehmen vermag, noti-
fiziert dies schriftlich dem Verwahrer innerhalb eines Jahres nach dem Zeit-
punkt, zu dem dieser mitgeteilt hat, dass die weitere Anlage beschlossen wor-
den ist. Der Verwahrer verständigt unverzüglich alle Vertragsparteien vom 
Empfang jeder derartigen Notifikation. Eine Vertragspartei kann ihre Notifi-
kation über die Nichtannahme einer etwaigen weiteren Anlage jederzeit zu-
rücknehmen, und die Anlage tritt daraufhin für diese Vertragspartei nach 
Buchstabe c in Kraft; 

c. nach Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verwahrer mitge-
teilt hat, dass eine weitere Anlage beschlossen worden ist, tritt diese für alle 
Vertragsparteien des Übereinkommens, die keine Notifikation nach Buch-
stabe b vorgelegt haben, in Kraft. 

4 Der Vorschlag von Änderungen der Anlage A, B oder C, die Beschlussfassung dar-
über und das Inkrafttreten derselben unterliegen demselben Verfahren wie der Vor-
schlag weiterer Anlagen des Übereinkommens, die Beschlussfassung darüber und das 
Inkrafttreten derselben, wobei jedoch eine Änderung der Anlage A, B oder C für eine 
Vertragspartei nicht in Kraft tritt, die eine Erklärung hinsichtlich der Änderung dieser 
Anlagen nach Artikel 25 Absatz 4 abgegeben hat; in diesem Fall tritt eine derartige 
Änderung für diese Vertragspartei am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hin-
terlegung ihrer sich auf diese Änderung beziehenden Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde beim Verwahrer in Kraft. 

5 Folgendes Verfahren findet beim Vorschlag einer Änderung der Anlage D, E oder F, 
bei der Beschlussfassung darüber und beim Inkrafttreten derselben Anwendung: 

a. Änderungen werden nach dem in Artikel 21 Absätze 1 und 2 festgelegten 
Verfahren vorgeschlagen; 

b. die Beschlussfassung der Vertragsparteien über eine Änderung der An-
lage D, E oder F erfolgt durch Konsens; und 

c. ein Beschluss über eine Änderung der Anlage D, E oder F wird vom Verwah-
rer den Vertragsparteien unverzüglich mitgeteilt. Die Änderung tritt für alle 
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Vertragsparteien zu einem in dem Beschluss festzulegenden Zeitpunkt in 
Kraft. 

6 Bezieht sich eine weitere Anlage oder eine Änderung einer Anlage auf eine Ände-
rung dieses Übereinkommens, so tritt die weitere Anlage oder die geänderte Anlage 
erst in Kraft, wenn die Änderung des Übereinkommens in Kraft tritt. 

Art. 23 Stimmrecht 

1 Vorbehaltlich des Absatzes 2 hat jede Vertragspartei dieses Übereinkommens eine 
Stimme. 

2 Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration übt in Angelegenheiten, die 
in ihrer Zuständigkeit liegen, ihr Stimmrecht mit der Anzahl von Stimmen aus, die 
der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Vertragsparteien dieses Übereinkom-
mens sind. Eine solche Organisation übt ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer 
Mitgliedstaaten sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt. 

Art. 24 Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten und Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration am 23. Mai 2001 in Stockholm und vom 24. Mai 2001 bis zum 
22. Mai 2002 am Hauptsitz der Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung 
auf. 

Art. 25 Ratifikation, Annahme, Genehmigung oder Beitritt 

1 Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung durch 
Staaten und durch Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration. Es steht von 
dem Tag an, an dem es nicht mehr zur Unterzeichnung aufliegt, Staaten und Organi-
sationen der regionalen Wirtschaftsintegration zum Beitritt offen. Die Ratifikations-, 
Annahme-, Genehmigungs- und Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt. 

2 Jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, die Vertragspartei dieses 
Übereinkommens wird, ohne dass einer ihrer Mitgliedstaaten Vertragspartei ist, ist 
durch alle Verpflichtungen aus dem Übereinkommen gebunden. Sind ein oder meh-
rere Mitgliedstaaten einer solchen Organisation Vertragspartei des Übereinkommens, 
so entscheiden die Organisation und ihre Mitgliedstaaten über ihre jeweiligen Verant-
wortlichkeiten hinsichtlich der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Übereinkom-
men. In diesen Fällen sind die Organisation und die Mitgliedstaaten nicht berechtigt, 
Rechte aufgrund des Übereinkommens gleichzeitig auszuüben. 

3 In ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde gibt eine 
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration an, in welchem Umfang sie in Be-
zug auf die durch das Übereinkommen erfassten Angelegenheiten zuständig ist. Jede 
derartige Organisation teilt auch jede wesentliche Änderung des Umfangs ihrer Zu-
ständigkeiten dem Verwahrer mit, der seinerseits die Vertragsparteien unterrichtet. 

4 In ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde kann jede 
Vertragspartei erklären, dass jede Änderung der Anlage A, B oder C für sie erst bei 
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Hinterlegung ihrer sich auf diese Änderung beziehenden Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft tritt. 

Art. 26 Inkrafttreten 

1 Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterle-
gung der fünfzigsten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
in Kraft. 

2 Für jeden Staat oder für jede Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration, die 
nach Hinterlegung der fünfzigsten Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde das Übereinkommen ratifiziert, annimmt, genehmigt oder ihm bei-
tritt, tritt das Übereinkommen am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterle-
gung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch den 
betreffenden Staat oder die betreffende Organisation der regionalen Wirtschaftsin-
tegration in Kraft. 

3 Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 zählt eine von einer Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht als zusätzliche Urkunde zu den von 
den Mitgliedstaaten der Organisation hinterlegten Urkunden. 

Art. 27 Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig. 

Art. 28 Rücktritt 

1 Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf von drei Jahren nach dem Zeitpunkt, 
zu dem dieses Übereinkommen für sie in Kraft getreten ist, durch eine an den Ver-
wahrer gerichtete schriftliche Notifikation vom Übereinkommen zurücktreten. 

2 Der Rücktritt wird nach Ablauf eines Jahres nach dem Eingang der Rücktrittsnotifi-
kation beim Verwahrer oder zu einem gegebenenfalls in der Rücktrittsnotifikation ge-
nannten späteren Zeitpunkt wirksam. 

Art. 29 Verwahrer 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist Verwahrer dieses Übereinkommens. 

Art. 30 Verbindliche Wortlaute 

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chinesischer, englischer, 
französischer, russischer und spanischer Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, 
wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Über-
einkommen unterschrieben. 
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Geschehen zu Stockholm am 22. Mai 2001.  
(Es folgen die Unterschriften)  
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Anlage A5 

Eliminierung 

Teil I   
Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung6 

Aldrin* 

CAS-Nr.: 309-00-2 

Produktion keine 

Verwendung lokales Ektoparasitizid 

Insektizid 
   

Alpha-Hexachlorcyclo-
hexan* 

CAS-Nr.: 319-84-6 

Produktion keine 

Verwendung keine 

   

Beta-Hexachlorcyclo-
hexan* 

CAS-Nr.: 319-85-7 

Produktion keine 

Verwendung keine 

   

Chlordan* 

CAS-Nr.: 57-74-9 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 

Verwendung lokales Ektoparasitizid 

Insektizid 

Termitenvernichtungsmittel 

Termitenvernichtungsmittel in Ge-
bäuden und Dämmen 

Termitenvernichtungsmittel in Stras-
sen 

Additiv in Furnierleim 
   

Chlordecon* 

CAS-Nr.: 143-50-0 

Produktion keine 

Verwendung keine 
    
  

5 Fassung gemäss den Beschlüssen Nr. SC-7/12, SC-7/13 und SC-7/14 der Konferenz der 
Vertragsparteien vom 15. Mai 2015 (AS 2017 725). Bereinigt gemäss den Beschlüssen 
Nr. SC-8/10, SC-8/11 und SC-8/12 der Vertragsparteienkonferenz vom 5. Mai 2017  
(AS 2019 603), den Beschlüssen Nr. SC-9/4, SC-9/11 und SC-9/12 der Vertragsparteien-
konferenz vom 10. Mai 2019 (AS 2020 3961), dem Beschluss Nr. SC-10/13 der Vertrags-
parteienkonferenz vom 17. Juni 2022 (AS 2024 113) und den Beschlüssen Nr. SC-11/9, 
SC-11/10 und SC-11/11 der Vertragsparteienkonferenz vom 12. Mai 2023, in Kraft getre-
ten für die Schweiz am 26. Febr. 2025 (AS 2025 244). 

6 Am 17. Mai 2009 war keine einzige Vertragspartei für die in Anlage A aufgeführten spe-
zifischen Ausnahmeregelungen für Aldrin, Chlordan, Dieldrin, Heptachlor, Hexachlor-
benzol und Mirex registriert. Gemäss Art. 4 Abs. 9 des Übereink. sind somit keine neuen 
Registrierungen für diese Ausnahmeregelungen mehr zulässig, welche in der Tabelle in 
kursiver Schrift gedruckt sind. 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

Decabromdiphenylether 
(BDE-209) enthalten in 
kommerziellem Decabrom-
diphenylether 

(CAS-Nr.: 1163-19-5) 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 

Verwendung nach Teil IX dieser Anlage: 

Teile für Fahrzeuge nach Absatz 2 
von Teil IX dieser Anlage; 

Luftfahrzeuge, für die eine Typenge-
nehmigung vor Dezember 2018 bean-
tragt und vor Dezember 2022 erteilt 
wurde, sowie Ersatzteile für diese 
Luftfahrzeuge; 

Textilien, die flammhemmende Ei-
genschaften aufweisen müssen, mit 
Ausnahme von Kleidern und Spiel-
zeugen; 

Additive für Plastikgehäuse und Teile 
für elektrische Haushaltheizgeräte, 
Bügeleisen, Ventilatoren, Tauchsie-
der, welche elektrische Teile enthal-
ten oder direkt mit elektrischen Tei-
len in Berührung kommen oder 
Normen in Bezug auf Flammhem-
mung erfüllen müssen, mit einem Ge-
halt von weniger als 10 Massenpro-
zent des Teils;  

Polyurethanschaum zur Isolierung 
von Gebäuden. 

   

Dechloran Plus 

CAS-Nr.: 13560-89-9 

«Dechloran Plus» umfasst 
seine Syn- 
(CAS-Nr. 135821-03-3) 
und Anti-Isomere 
(CAS-Nr. 135821-74-8). 

Produktion keine 

Verwendung Gemäss den Bestimmungen nach 
Teil XI dieser Anlage: 
– Luftfahrt 
– Anwendungen in der Raumfahrt 

und Verteidigungsindustrie 
– Geräte und Anlagen für die medi-

zinische Bildgebung und Strahlen-
therapie 

– Ersatzteile für die Reparatur 
von Erzeugnissen in Anwendungen, 
die den Bestimmungen der Absätze 2 
und 3 von Teil XI dieser Anlage ent-
sprechen 

   

Dicofol Produktion keine 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

CAS-Nr.: 115-32-2,  
CAS-Nr.: 10606-46-9 

Verwendung keine 

   

Dieldrin* 

CAS-Nr.: 60-57-1 

Produktion keine 

Verwendung bei landwirtschaftlichen Massnahmen 
   

Technisches Endosulfan* 
(CAS-Nr.: 115-29-7) und 
Endosulfan-Isomere* 
(CAS-Nr.: 959-98-8 und 
CAS-Nr. 33213-65-9) 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 

Verwendung Kombinationen von Kulturen und 
Schädlingen nach Massgabe von 
Teil VI dieser Anlage 

   

Endrin* 

CAS-Nr.: 72-20-8 

Produktion keine 

Verwendung keine 
   

Heptachlor* 

CAS-Nr.: 76-44-8 

Produktion keine 

Verwendung Termitenvernichtungsmittel 

Termitenvernichtungsmittel in Kon-
struktionen von Häusern 

Termitenvernichtungsmittel (unterir-
disch) 

Holzschutzmittel 

wird in Erdkabelverzweigern verwen-
det 

   

Hexabrombiphenyl* 

CAS-Nr.: 36355-01-8 

Produktion keine 

Verwendung keine 
   

Hexabromcyclododecan Produktion Zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 
nach Massgabe von Teil VII dieser 
Anlage 

Verwendung Expandiertes und extrudiertes Poly-
styrol im Gebäudesektor nach Mass-
gabe von Teil VII dieser Anlage 

   

Hexabromdiphenylether* 
und Heptabromdiphenyl-
ether* 

Produktion keine 

Verwendung Produkte und Erzeugnisse nach Mas-
sgabe von Teil IV dieser Anlage 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

Hexachlorbenzol 

CAS-Nr.: 118-74-1 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 

Verwendung Zwischenprodukt 

Lösungsmittel in Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmitteln 

Zwischenprodukt in geschlossenen 
Systemen an bestimmten Standorten7 

   

Hexachlorbutadien 

CAS-Nr.: 87-68-3 

Produktion  keine  

Verwendung keine  
   

Lindan* 

CAS Nr: 58-89-9 

Produktion keine 

Verwendung Humanarzneimittel zur Kopflaus- 
und Krätzebehandlung als Zweitli-
nientherapie 

   

Methoxychlor* 

«Methoxychlor» bezieht 
sich auf jedes mögliche 
Isomer von Dimethoxy-
diphenyltrichlorethan oder 
einer Kombination daraus. 

Zum Beispiel: 

CAS-Nr.: 72-43-5; 

CAS-Nr.: 30667-99-3; 

CAS-Nr.: 76733-77-2; 

CAS-Nr.: 255065-25-9; 

CAS-Nr.: 255065-26-0; 

CAS-Nr.: 59424-81-6; 

CAS-Nr.: 1348358-72-4. 

Produktion keine 

Verwendung keine 

Mirex* 

CAS-Nr.: 2385-85-5 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 

Verwendung Termitenvernichtungsmittel 
   

Kurzkettige Chlorparaffine 
(C10–13-Chloralkane)+: 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien 

  

7 Obwohl die spezifische Ausnahmeregelung für die Verwendung von Hexachlorbenzol  
als Zwischenprodukt in geschlossenen Systemen an bestimmten Standorten erloschen ist, 
ist dieser Verwendungszweck in Übereinstimmung mit Anmerkung iii von Teil I dieser 
Anlage nach wie vor möglich. 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

unverzweigte chlo-
rierte Kohlenwasser-
stoffe mit Kettenlän-
gen von C10 bis C13 und 
einem Chlorgehalt von 
über 48 Massenprozent 

Kurzkettige Chlorparaffine 
können beispielsweise in 
den Stoffen mit den nach-
stehenden CAS-Nummern 
enthalten sein: 

CAS-Nr.: 85535-84-8 

CAS-Nr.: 68920-70-7 

CAS-Nr.: 71011-12-6 

CAS-Nr.: 85536-22-7 

CAS-Nr.: 85681-73-8 

CAS-Nr.: 108171-26-2 

Verwendung Additive bei der Herstellung von 
Übertragungsriemen in der Natur- 
und Synthesekautschukindustrie 

Ersatzteile für Förderbänder aus 
Kautschuk in der Bergbau- und Forst-
industrie 

Lederindustrie, insbesondere beim 
Fetten von Leder 

Schmiermittelzusätze, insbesondere 
für Fahrzeugmotoren, Stromgenerato-
ren und Windkraftanlagen sowie für 
Bohrungen zur Erdgas- und Erdölex-
ploration und in Erdölraffinerien bei 
der Herstellung von Diesel 

Schläuche für Dekorationsglühlam-
pen für den Aussenbereich 

imprägnierende und flammhem-
mende Anstriche 

Klebstoffe 

Metallverarbeitung 

sekundäre Weichmacher in weichen 
Polyvinylchloriden, mit Ausnahme 
von Spielzeugen und Kinderproduk-
ten 

   

Pentachlorbenzol* 

CAS-Nr.: 608-93-5 

Produktion keine 

Verwendung keine 
   

Pentachlorphenol 
und seine Salze und Ester  

Produktion  zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien, 
nach Massgabe von Teil VIII dieser 
Anlage  

Verwendung Pentachlorphenol zur Behandlung 
von Strommasten und deren Querträ-
ger nach Massgabe von Teil VIII die-
ser Anlage  
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Perfluorhexansulfonsäure 
(PFHxS), ihre Salze und 
PFHxS-verwandte Verbin-
dungen 

Perfluorhexansulfonsäure 
(PFHxS), ihre Salze und 
PFHxS-verwandte Verbin-
dungen umfassen: 
i) Perfluorhexansulfon-

säure (PFHxS; CAS-
Nr.: 
355-46-4), einschliess-
lich ihrer verzweigten 
Isomere; 

ii) ihre Salze; 
iii) alle Stoffe mit der 

Struktureinheit 
C6F13SO2–, die sich po-
tentiell zu PFHxS ab-
bauen; 

Produktion keine 

Perfluoroctansäure 
(PFOA), ihre Salze und 
PFOA-verwandte Verbin-
dungen 

Perfluoroctansäure 
(PFOA), ihre Salze und 

Produktion Feuerlöschschaum: keine 

für sonstige Produktion, so wie 
sie gemäss den Bestimmungen nach 
Teil X dieser Anlage für in das Re-
gister aufgenommene Vertragspar-
teien zugelassen ist 



POP-Konvention 

33 / 74 

0.814.03 

Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

PFOA-verwandte Verbin-
dungen umfassen: 
i) Perfluoroctansäure 

(PFOA; CAS-Nr.: 
335-67-1), einschliess-
lich aller ihrer ver-
zweigten Isomere; 

ii) ihre Salze; 
iii) PFOA-verwandte Ver-

bindungen, die im 
Sinne dieses Überein-
kommens alle Substan-
zen umfassen, die sich 
zu PFOA abbauen, ein-
schliesslich aller Sub-
stanzen (einschliesslich 
der Salze und Poly-
mere) mit einer linearen 
oder verzweigten Per-
fluorheptyl-Gruppe mit 
(C7F15)C als Struktur-
einheit; 

Die folgenden Verbindun-
gen werden nicht den 
PFOA-verwandten Verbin-
dungen zugerechnet: 
i) C8F17-X, wenn X= F, 

Cl, Br; 
ii) Fluorpolymere, die un-

ter CF3[CF2]n-R’, wenn 
R’=jegliche Gruppe, 
n>16, fallen; 

Verwendung Gemäss den Bestimmungen nach Teil 
X dieser Anlage: 

fotolithografische Prozesse oder Ätz-
verfahren in der Fertigung von Halb-
leitern 

fotografische Beschichtungen 
von Filmen 

öl- und wasserabweisende Textilien 
zum Schutz vor gefährlichen und ge-
sundheitsgefährdenden Flüssigkeiten 
am Arbeitsplatz  

invasive und implantierbare Medizin-
produkte 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

iii) Perfluoralkylcarbonsäu-
ren und Perfluoralkylp-
hosphonsäuren (ein-
schliesslich ihrer Salze, 
Ester, Halogenide und 
Anhydride) mit ≥8 per-
fluorinierten Kohlen-
stoffatomen; 

iv) Perfluoralkansulfonsäu-
ren (einschliesslich ih-
rer Salze, Ester, Halo-
genide und Anhydride) 
mit ≥ 9 perfluorinierten 
Kohlenstoffatomen; 

v) Perfluoroctansulfon-
säure (PFOS), ihre 
Salze und Perflu-
oroctansulfonylfluoride 
(PFOSF), gemäss An-
lage B des Übereinkom-
mens. 

 Feuerlöschschaum zur Bekämpfung 
von Dämpfen aus Flüssigbrennstof-
fen und Bränden von Flüssigbrenn-
stoffen (Brandklasse B), der sich be-
reits in installierten Systemen – 
sowohl mobiler als auch stationärer 
Art – befindet, wie in Teil X Absatz 2 
dieser Anlage dargelegt. 

Die Verwendung von Perfluorocty-
liodid für die Produktion von Perflu-
oroctylbromid für die Herstellung 
pharmazeutischer Produkte im Ein-
klang mit den Bestimmungen von 
Teil I Absatz 3 dieser Anlage. 

Herstellung von Polytetrafluorethylen 
(PTFE) und Polyvinylidenfluorid 
(PVDF) für die Produktion von: 
– hochleistungsfähigen, korrosions-

beständigen Gasfiltermembranen, 
Wasserfiltermembranen und 
Membranen für medizinische Tex-
tilien 

– Geräten für industrielle Abwärme-
tauscher 

– industriellen Dichtungsmitteln zur 
Verhinderung des Entweichens 
flüchtiger organischer Verbindun-
gen und PM2.5-Partikeln 

Herstellung von Polyfluorethylenpro-
pylen (FEP) zur Produktion von 
Hochspannungsdrähten und -kabeln 
zur Stromübertragung 

Herstellung von Fluorelastomeren für 
die Produktion von O-Ringen, V-
Bändern und Plastikteilen für Autoin-
nenausstattungen 

   

Polychlorierte Biphenyle 

(PCB)* 

Produktion keine 

Verwendung nach Teil II dieser Anlage verwen-
dete Produkte und Erzeugnisse 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

Polychlorierte Naphtha-
line, namentlich Dich-
lornaphthaline, Trich-
lornaphthaline, 
Tetrachlornaphthaline, 
Pentachlornaphthaline, He-
xachlornaphthaline, Hep-
tachlornaphthaline, 
Octachlornaphthalin  

Produktion  Zwischenprodukt bei der Herstellung 
von polyfluorierten Naphthalinen, na-
mentlich von Octafluornaphthalin  

Verwendung Herstellung von polyfluorierten 
Naphthalinen, namentlich von Octaf-
luornaphthalin  

   

Tetrabromdiphenylether* 
und Pentabromdiphenyl-
ether* 

Produktion keine 

Verwendung Produkte und Erzeugnisse nach Mas-
sgabe von Teil V dieser Anlage 

   

Toxaphen* 

CAS-Nr.: 8001-35-2 

Produktion keine 

Verwendung keine 
   

UV-328 

CAS-Nr. 25973-55-1 

Produktion zugelassen für die in das Register 
aufgenommenen Vertragsparteien, 
nach Massgabe von Teil XII dieser 
Anlage 

Verwendung Gemäss den Bestimmungen nach 
Teil XI dieser Anlage: 

Teile von Motorfahrzeugen (Autos, 
Motorräder, Land- und Baumaschi-
nen, Gabelstapler und alle weiteren 
Landfahrzeuge), wie Stossstangen, 
Kühlergrill, Spoiler, Innenverklei-
dung, Dachmodul, Soft-/Hardtop, 
Kofferraumdeckel und Heckschei-
benwischer 

Industrielle Beschichtungsanwendun-
gen für Motorfahrzeuge, Maschinen 
und Schienenfahrzeuge sowie Hoch-
leistungsbeschichtungen für grosse 
Stahlkonstruktionen 

Mechanische Separatoren für Blutent-
nahmeröhrchen, bei Triacetylcellu-
lose-Folie (TAC-Folie) in Polarisato-
ren  

Fotopapiere 

Ersatzteile für die Reparatur von 
Erzeugnissen in Anwendungen, 
die den Bestimmungen der Absätze 2 
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Chemikalie Tätigkeit Spezifische Ausnahmeregelung 

und 3 von Teil XII dieser Anlage ent-
sprechen 

     
Anmerkungen: 

i) Sofern in diesem Übereinkommen nichts anderes festgelegt ist, gelten Men-
gen von Chemikalien, die als unbeabsichtigte Spurenverunreinigungen in Pro-
dukten und Erzeugnissen auftreten, nicht als in diese Anlage aufgenommen. 

ii) Diese Anmerkung gilt nicht als produktions- und verwendungsspezifische 
Ausnahmeregelung im Sinne des Artikels 3 Absatz 2. Mengen einer Chemi-
kalie, die Bestandteil von Produkten und Erzeugnissen sind, die bereits vor 
oder an dem Tag hergestellt oder verwendet wurden, an dem die betreffende 
Verpflichtung hinsichtlich dieser Chemikalie wirksam geworden ist, gelten 
nicht als in diese Anlage aufgenommen, sofern die jeweilige Vertragspartei 
dem Sekretariat notifiziert hat, dass ein bestimmter Typ eines Produkts oder 
Erzeugnisses bei dieser Vertragspartei weiterhin verwendet wird. Das Sekre-
tariat macht derartige Notifikationen bekannt. 

iii) Diese Anmerkung, die nicht für Chemikalien gilt, deren Name in der Spalte 
«Chemikalie» in Teil I dieser Anlage mit einem Sternchen versehen ist, gilt 
nicht als produktions- und verwendungsspezifische Ausnahmeregelung im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 2. Da im Verlauf der Produktion und Verwendung 
eines auf geschlossene Systeme an bestimmten Standorten begrenzten Zwi-
schenprodukts keine beträchtlichen Mengen der Chemikalie den Menschen 
und die Umwelt erreichen dürften, kann eine Vertragspartei nach Notifikation 
an das Sekretariat die Produktion und Verwendung von Mengen einer Chemi-
kalie gestatten, welche in diese Anlage als auf geschlossene Systeme an be-
stimmten Standorten begrenzte Zwischenprodukte aufgenommen wurde, die 
im Verlauf der Herstellung anderer Chemikalien chemisch umgewandelt 
wird, welche unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage D Absatz 1 
nicht die Eigenschaften von persistenten organischen Schadstoffen aufweisen. 
Diese Notifikation enthält Angaben zum Gesamtumfang von Produktion und 
Verwendung dieser Chemikalie oder eine realistische Schätzung dieser Daten 
sowie Angaben zur Art des auf geschlossene Systeme an bestimmten Stand-
orten begrenzten Verfahrens, darunter auch zum Umfang einer etwaigen  
unbeabsichtigten Spurenverunreinigung des Endprodukts durch nicht umge-
wandeltes, einen persistenten organischen Schadstoff bildendes Ausgangsma-
terial. Dieses Verfahren findet Anwendung, soweit in dieser Anlage nichts 
anderes angegeben ist. Das Sekretariat gibt diese Notifikationen der Konfe-
renz der Vertragsparteien und der Öffentlichkeit bekannt. Eine derartige Pro-
duktion oder Verwendung gilt nicht als produktions- oder verwendungsspezi-
fische Ausnahmeregelung. Eine derartige Produktion oder Verwendung wird 
nach Ablauf eines Zeitraums von zehn Jahren eingestellt, sofern die betroffene 
Vertragspartei dem Sekretariat nicht erneut eine Notifikation vorlegt; in die-
sem Fall wird der Zeitraum um weitere zehn Jahre verlängert, sofern die Kon-
ferenz der Vertragsparteien nach Überprüfung der Produktion und 
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Verwendung nichts anderes beschliesst. Das Notifikationsverfahren kann 
wiederholt werden. 

iv) Alle spezifischen Ausnahmeregelungen in dieser Anlage können von Ver-
tragsparteien in Anspruch genommen werden, die für sich Ausnahmeregelun-
gen nach Artikel 4 haben registrieren lassen, mit Ausnahme der Verwendung 
polychlorierter Biphenyle in Produkten und Erzeugnissen, die nach Teil II 
dieser Anlage verwendet werden, bei denen eine Inanspruchnahme durch alle 
Vertragsparteien zulässig ist, und der Verwendung von Hexabromdiphe-
nylether und Heptabromdiphenylether, die nach Teil IV dieser Anlage ver-
wendet werden und der Verwendung von Tetrabromdiphenylether und Pen-
tabromdiphenylether, die nach Teil V dieser Anlage verwendet werden. 

v) Technisches Endosulfan (CAS-Nr. 115-29-7), Endosulfan-Isomere (CAS-Nr. 
959-98-8 und CAS-Nr. 33213-65-9) und Endosulfansulfat (CAS-Nr. 1031-
07-8) wurden beurteilt und als persistente organische Schadstoffe identifiziert. 

vi) Pentachlorphenol (CAS-Nr. 87-86-5), Natriumpentachlorphenat (CAS-Nr. 
131-52-2 und 27735-64-4 (als Monohydrat)) und Pentachlorphenyllaurat 
(CAS-Nr. 3772-94-9) sowie ihr Umwandlungsprodukt Pentachloranisol 
(CAS-Nr. 1825-21-4) wurden als persistente organische Schadstoffe identifi-
ziert.  

vii) Die Anmerkung (i) gilt nicht für Mengen von Chemikalien, deren Name in 
der Spalte «Chemikalie» in Teil I dieser Anlage mit dem Zeichen «+» verse-
hen ist und deren Konzentration in Mischungen 1 Massenprozent oder mehr 
beträgt.  

Teil II Polychlorierte Biphenyle 

Jede Vertragspartei ist verpflichtet: 

a. im Hinblick auf die bis 2025 vorgesehene Einstellung der Verwendung poly-
chlorierter Biphenyle in technischen Einrichtungen (z.B. Transformatoren, 
Kondensatoren oder sonstigen Behältnissen, die Flüssigkeiten enthalten), vor-
behaltlich der Überprüfung durch die Konferenz der Vertragsparteien, nach 
Massgabe der folgenden Prioritäten Massnahmen zu ergreifen und dabei: 

i) entschlossene Anstrengungen zu unternehmen, um technische Einrich-
tungen, die mehr als 10 v.H. polychlorierte Biphenyle und mehr als 5 Li-
ter enthalten, festzustellen, zu kennzeichnen und aus dem Verkehr zu zie-
hen, 

ii) entschlossene Anstrengungen zu unternehmen, um technische Einrich-
tungen, die mehr als 0,05 v.H. polychlorierte Biphenyle und mehr als 
5 Liter enthalten, festzustellen, zu kennzeichnen und aus dem Verkehr 
zu ziehen, 

iii) sich zu bemühen, technische Einrichtungen, die mehr als 0,005 v.H. po-
lychlorierte Biphenyle und mehr als 0,05 Liter enthalten, festzustellen 
und aus dem Verkehr zu ziehen; 
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b. im Einklang mit den Prioritäten nach Buchstabe a folgende Massnahmen zur 
Verringerung der Exposition und Gefährdung zu fördern, um die Verwendung 
polychlorierter Biphenyle zu begrenzen: 

i) ausschliessliche Verwendung in intakten und dichten technischen Ein-
richtungen und nur in Bereichen, in denen die Gefahr einer Freisetzung 
in die Umwelt so gering wie möglich gehalten werden kann und gegebe-
nenfalls rasche Abhilfe möglich ist, 

ii) keine Verwendung in technischen Einrichtungen in Bereichen, bei denen 
ein Zusammenhang mit der Produktion oder Verarbeitung von Lebens- 
oder Futtermitteln besteht, 

iii) Ergreifung aller zumutbaren Massnahmen bei einer Verwendung in be-
wohnten Gebieten, wozu auch Gebiete mit Schulen und Krankenhäusern 
zu zählen sind, um elektrotechnische Störfälle zu verhindern, die zu ei-
nem Brand führen könnten, sowie regelmässige Überprüfung der Ein-
richtungen auf Undichtigkeiten; 

c. unbeschadet Artikel 3 Absatz 2 sicherzustellen, dass technische Einrichtun-
gen, die polychlorierte Biphenyle wie in Buchstabe a beschrieben enthalten, 
nur zum Zweck einer umweltgerechten Abfallbehandlung aus- oder einge-
führt werden; 

d. die Wiedergewinnung von Flüssigkeiten mit einem Gehalt von mehr als 0,005 
v.H. polychlorierter Biphenyle zum Zwecke der Wiederverwendung in ande-
ren technischen Einrichtungen nur für Instandhaltungs- und Servicebetriebe 
zu gestatten; 

e. entschlossene Anstrengungen mit dem Ziel einer in Übereinstimmung mit Ar-
tikel 6 Absatz 1 und so früh wie möglich, spätestens jedoch bis 2028 durch-
zuführenden und unter dem Vorbehalt der Überprüfung durch die Konferenz 
der Vertragsparteien stehenden umweltgerechten Abfallbehandlung von Flüs-
sigkeiten zu unternehmen, die polychlorierte Biphenyle enthalten, sowie von 
technischen Einrichtungen, die mit polychlorierten Biphenylen verunreinigt 
sind, wenn der Gehalt polychlorierter Biphenyle über 0,005 v.H. liegt; 

f. an Stelle der Anmerkung ii in Teil I dieser Anlage sich um Feststellung sons-
tiger Artikel zu bemühen, die mehr als 0,005 v.H. polychlorierte Biphenyle 
enthalten (z.B. Kabelummantelungen, gehärtete Dichtungen und mit Anstrich 
versehene Objekte) und sie nach Artikel 6 Absatz 1 zu behandeln; 

g. alle fünf Jahre einen Bericht über die Fortschritte bei der Beseitigung poly-
chlorierter Biphenyle zu erstellen und ihn der Konferenz der Vertragsparteien 
nach Artikel 15 vorzulegen; 

h. die unter Buchstabe g beschriebenen Berichte werden, soweit angebracht, von 
der Konferenz der Vertragsparteien bei ihren Überprüfungen hinsichtlich po-
lychlorierter Biphenyle berücksichtigt. Die Konferenz der Vertragsparteien 
überprüft die Fortschritte hinsichtlich der Beseitigung polychlorierter Biphe-
nyle unter Berücksichtigung dieser Berichte in fünfjährigen oder gegebenen-
falls anderen Zeitabständen.  
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Teil III Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Anlage: 

a. bedeutet «Hexabromdiphenylether» und «Heptabromdiphenylether» 
2,2',4,4',5,5'-Hexabromdiphenylether (BDE-153, CAS-Nr. 68631-49-2), 
2,2',4,4',5,6'-Hexabromdiphenylether (BDE-154, CAS-Nr. 207122-15-4), 
2,2',3,3',4,5',6-Heptabromdiphenylether (BDE-175, CAS-Nr. 446255-22-7), 
2,2',3,4,4',5',6-Heptabromdiphenylether (BDE-183 CAS-Nr. 207122-16-5) 
und andere in handelsüblichem Octabromdiphenylether enthaltene Hexa- und 
Heptabromdiphenylether; 

b. bedeutet «Tetrabromdiphenylether» und «Pentabromdiphenylether» 2,2',4,4'-
Tetrabromdiphenylether (BDE-47, CAS-Nr. 5436-43-1) und 2,2',4,4',5-Pen-
tabromdiphenylether (BDE-99, CAS-Nr. 60348-60-9) und andere in handels-
üblichem Pentabromdiphenylether enthaltene Tetra- und Pentabromdiphe-
nylether; 

c. bedeutet «Hexabromcyclododecan» Hexabromcyclododecan (CAS-Nr. 
25637-99-4), 1,2,5,6,9,10-Hexabromcyclododecan (CAS-Nr. 3194-55-6) und 
seine wichtigsten Diastereomere: alpha-Hexabromcyclododecan (CAS-Nr. 
134237-50-6), beta-Hexabromcyclododecan (CAS-Nr. 134237-51-7) und 
gamma-Hexabromcyclododecan (CAS-Nr. 134237-52-8).  

Teil IV Hexabromdiphenylether und Heptabromdiphenylether 

1 Eine Vertragspartei kann die Verwertung von Hexabromdiphenylether und Hepta-
bromdiphenylether enthaltenden oder möglicherweise enthaltenden Produkten und 
Erzeugnissen sowie die Verwendung und endgültige Entsorgung von Produkten und 
Erzeugnissen, die aus Hexabromdiphenylether und Heptabromdiphenylether enthal-
tenden oder möglicherweise enthaltenden verwerteten Materialien hergestellt sind, 
gestatten, sofern: 

a. die Verwertung und endgültige Entsorgung auf umweltgerechte Weise erfolgt 
und nicht zu einer Wiedergewinnung von Hexabromdiphenylether und Hep-
tabromdiphenylether zum Zwecke ihrer Wiederverwendung führt; 

b. die Vertragspartei Schritte zur Verhinderung der Ausfuhr von Produkten und 
Erzeugnissen ergreift, die Hexabromdiphenylether und Heptabromdiphe-
nylether in höheren Konzentrationen als den für den Verkauf, die Verwen-
dung oder die Herstellung solcher Produkte und Erzeugnisse innerhalb des 
Hoheitsgebiets der Vertragspartei zulässigen enthalten; und 

c. die Vertragspartei dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert hat, von dieser Aus-
nahmeregelung Gebrauch zu machen. 

2 Auf ihrer sechsten ordentlichen Tagung und auf jeder zweiten ordentlichen Tagung 
danach bewertet die Konferenz der Vertragsparteien die von den Vertragsparteien er-
zielten Fortschritte bei der Erreichung ihres endgültigen Ziels eines Verzichts auf in 
Produkten und Erzeugnissen enthaltenem Hexabromdiphenylether und Hepta-
bromdiphenylether und überprüft das Erfordernis einer Fortsetzung dieser 
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spezifischen Ausnahmeregelung. Diese Ausnahmeregelung erlischt in jedem Fall spä-
testens 2030.  
Teil V Tetrabromdiphenylether und Pentabromdiphenylether 

1 Eine Vertragspartei kann die Verwertung von Tetrabromdiphenylether und Pen-
tabromdiphenylether enthaltenden oder möglicherweise enthaltenden Produkten und 
Erzeugnissen sowie die Verwendung und endgültige Entsorgung von Produkten und 
Erzeugnissen, die aus Tetrabromdiphenylether und Pentabromdiphenylether enthal-
tenden oder möglicherweise enthaltenden verwerteten Materialien hergestellt sind, 
gestatten, sofern: 

a. die Verwertung und endgültige Entsorgung auf umweltgerechte Weise erfolgt 
und nicht zu einer Wiedergewinnung von Tetrabromdiphenylether und Pen-
tabromdiphenylether zum Zwecke ihrer Wiederverwendung führt; 

b. die Vertragspartei Schritte zur Verhinderung der Ausfuhr von Produkten und 
Erzeugnissen ergreift, die Tetrabromdiphenylether und Pentabromdiphenyl-
ether in höheren Konzentrationen als den für den Verkauf, die Verwendung 
oder die Herstellung solcher Produkte und Erzeugnisse innerhalb des Hoheits-
gebiets der Vertragspartei zulässigen enthalten; und 

c. die Vertragspartei dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert hat, von dieser Aus-
nahmeregelung Gebrauch zu machen. 

2 Auf ihrer sechsten ordentlichen Tagung und auf jeder zweiten ordentlichen Tagung 
danach bewertet die Konferenz der Vertragsparteien die von den Vertragsparteien er-
zielten Fortschritte bei der Erreichung ihres endgültigen Ziels eines Verzichts auf in 
Produkten und Erzeugnissen enthaltenem Tetrabromdiphenylether und Pentabrom-
diphenylether und überprüft das Erfordernis einer Fortsetzung dieser spezifischen 
Ausnahmeregelung. Diese Ausnahmeregelung erlischt in jedem Fall spätestens 2030.  
Teil VI Technisches Endosulfan und seine Isomere (Endosulfan) 

Die Produktion und die Verwendung von Endosulfan werden eingestellt, vorbehalt-
lich für diejenigen Vertragsparteien, die dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert ha-
ben, die Produktion und/oder die Verwendung von Endosulfan im Sinne von Artikel 4 
des Übereinkommens zu gestatten. Für die folgenden Kombinationen von Kulturen 
und Schädlingen können spezifische Ausnahmeregelungen gestattet werden:   
Kultur Schädling  

Apfel Blattläuse 
  

Toor (Erbsen) Blattläuse, Raupen, Sojabohnen-Eule, Baumwoll-Kap-
seleule 

  

Bohne, Augenbohne Blattläuse, Minierer, Weisse Fliegen 
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Kultur Schädling  

Chili, Zwiebel, Kartoffel Blattläuse, Zwergzikaden 
   

Kaffee Kaffeekirschenkäfer, Kaffeestängelborer 
  

Baumwolle Blattläuse, Baumwoll-Kapseleule, Zwergzikaden, 
Baumwollroller, Roter Baumwollkapselwurm, Thripse, 
Weisse Fliegen 

  

Aubergine, Okra Blattläuse, Kohlschabe, Zwergzikaden, Trieb- und 
Fruchtbohrer 

  

Erdnuss Blattläuse 
  

Jute Spilosoma obliqua, Breitmilbe 
  

Mais Blattläuse, Stängelbohrer (Sesamia cretica, Sesamia 
calamistis), Stängelbohrer (Busseola fusca) 

  

Mango Fruchtfliegen, Mango-Zwergzikaden 
  

Senf Blattläuse, Gallmücken 
  

Reis Gallmücken, Asiatisches Reisigelkäferchen, Reishalm-
bohrer, Weisse Zwergzikade 

  

Tee Blattläuse, Raupen, Teetriebspitzenwickler, Schmier-
läuse, Schildläuse, Hellgrüne Zwergzikade, Spanner 
(Megabiston plumosaria), Teewanze, Thripse 

  

Tabak Blattläuse, Orientalischer Tabakkapselwurm 
  

Tomate Blattläuse, Kohlschabe, Zwergzikaden, Minierer, Trieb- 
und Fruchtbohrer, Weisse Fliegen 

  

Weizen Blattläuse, Stängelbohrer, Termiten 
   
Teil VII Hexabromcyclododecan 

Jede Vertragspartei, die für die Produktion und die Verwendung von Hexabromcyc-
lododecan in Produkten und Erzeugnissen aus expandiertem oder extrudiertem Poly-
styrol im Gebäudesektor eine Ausnahmeregelung im Sinne von Artikel 4 hat regist-
rieren lassen, ergreift die erforderlichen Massnahmen, damit expandiertes oder 
extrudiertes Polystyrol, welches Hexabromcyclododecan enthält, während seiner ge-
samten Lebensdauer durch seine Etikettierung oder auf andere Weise leicht identifi-
ziert werden kann. 
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Teil VIII Pentachlorphenol und seine Salze und Ester 

Alle Parteien, die eine Ausnahmeregelung nach Artikel 4 für die Produktion und Ver-
wendung von Pentachlorphenol zur Behandlung von Strommasten und deren Quer-
träger haben registrieren lassen, ergreifen die erforderlichen Massnahmen, damit 
Strommasten und deren Querträger, die mit Pentachlorphenol behandelt wurden, 
durch ihre Etikettierung oder auf andere Weise während ihrer gesamten Lebensdauer 
leicht identifiziert werden können. Mit Pentachlorphenol behandelte Gegenstände 
dürfen nicht für andere Zwecke wiederverwendet werden als für jene, für die eine 
Ausnahmeregelung gilt.  
Teil IX Decabromdiphenylether 

1 Die Produktion und die Verwendung von Decabromdiphenylether werden einge-
stellt, vorbehaltlich für diejenigen Vertragsparteien, die dem Sekretariat ihre Absicht 
notifiziert haben, die Produktion und/oder die Verwendung von Decabromdiphe-
nylether im Sinne von Artikel 4 des Übereinkommens zu gestatten. 

2 Im Hinblick auf Fahrzeugteile können für die Produktion und die Verwendung von 
kommerziellem Decabromdiphenylether spezifische Ausnahmeregelungen gestattet 
werden, die auf folgende Bereiche beschränkt sind: 

a) Ersatzteile für Fahrzeuge alter Modellreihen, die nicht mehr serienmässig her-
gestellt werden und deren Ersatzteile einer oder mehreren der folgenden Ka-
tegorien zuzuordnen sind:  

i) Antriebsstrang und Ausstattungen unter der Motorhaube wie Batterie-
massekabel oder Batterieverbindungskabel, Schlauchleitungen für mo-
bile Klimaanlagen, Antriebsstrang, Auspuffkrümmer, Motorhaubeniso-
lierung, Verkabelung und Kabelbaum unter der Motorhaube 
(Motorverkabelung usw.), Geschwindigkeitssensoren, Schläuche, Ven-
tilarmodule und Klopfsensoren; 

ii) Treibstoffversorgungssysteme wie Treibstoffschläuche, -tanks und Un-
terboden-Treibstofftanks; 

iii) pyrotechnische Vorrichtungen und damit verbundene Elemente wie Air-
bag-Auslösungskabel, Sitzbezüge/-stoffe (nur falls für Airbags von Be-
lang) und Airbags (Front- und Seitenairbags); 

iv) Aufhängung und Teile im Fahrzeuginnern wie Auskleidungen, akusti-
sche Materialien und Sicherheitsgurte.  

b) Fahrzeugteile nach den Absätzen 2 (a) (i) bis (iv) oben sowie solche, die einer 
oder mehreren der folgenden Kategorien zuzuordnen sind: 

i) verstärkter Kunststoff (Armaturenbretter und Innenverkleidungen); 

ii) Ausstattungen unter der Motorhaube oder dem Armaturenbrett (An-
schluss-/Sicherungsleisten, Drähte für höhere Stromstärken und Kabel-
ummantelungen [Kerzenkabel]); 

iii) elektrische und elektronische Geräte (Batteriegehäuse und -halterungen, 
elektrische Verbindungen der Motorsteuerung, Teile von Autoradios mit 
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CD-Player, Satellitennavigationssysteme, Geolokalisierungssysteme 
und Informatiksysteme); 

iv) Textilien enthaltende Teile wie Hutablagen, Polsterungen, Dachverklei-
dungen, Autositze, Kopfstützen, Sonnenblenden, Verkleidungen, Teppi-
che. 

3 Die spezifischen Ausnahmeregelungen für die in Absatz 2 (a) oben genannten Teile 
erlöschen mit dem Ende der Nutzungsdauer der Fahrzeuge alter Modellreihen, spä-
testens aber 2036. 

4 Die spezifischen Ausnahmeregelungen für die in Absatz 2 (b) oben genannten Teile 
erlöschen mit dem Ende der Nutzungsdauer der Fahrzeuge, spätestens aber 2036. 

5 Die spezifischen Ausnahmeregelungen für Ersatzteile für Luftfahrzeuge, für die eine 
Typengenehmigung vor Dezember 2018 beantragt und vor 2022 erteilt wurde, erlö-
schen mit dem Ende der Nutzungsdauer dieser Luftfahrzeuge.  
Teil X  Perfluoroctansäure (PFOA), ihre Salze  

und PFOA-verwandte Verbindungen 

1 Die Produktion und Verwendung von Perfluoroctansäure (PFOA), ihrer Salze und 
PFOA-verwandten Verbindungen wird eingestellt; hiervon ausgenommen sind Ver-
tragsparteien, die dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert haben, es in Übereinstim-
mung mit Artikel 4 des Übereinkommens zu produzieren und/oder zu verwenden. 

2 Jede Vertragspartei, die sich für eine spezifische Ausnahmeregelung nach Artikel 4 
für die Verwendung von PFOA, ihren Salzen und PFOA-verwandten Verbindungen 
für Feuerlöschschaum registriert hat: 

a) stellt unbeschadet Artikel 3 Absatz 2 sicher, dass Feuerlöschschaum, der 
PFOA, ihre Salze oder PFOA-verwandte Verbindungen enthält oder enthalten 
könnte, nicht exportiert oder importiert wird mit Ausnahme des Zwecks der 
umweltverträglichen Entsorgung gemäss Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d; 

b) verwendet keinen Feuerlöschschaum zu Übungszwecken, der PFOA, ihre 
Salze oder PFOA-verwandte Verbindungen enthält oder enthalten könnte; 

c) verwendet keinen Feuerlöschschaum zu Versuchszwecken, der PFOA, ihre 
Salze oder PFOA-verwandte Verbindungen enthält oder enthalten könnte es 
sei denn, sämtliche Freisetzungen werden eingedämmt; 

d) beschränkt, sofern sie dazu in der Lage ist, die Verwendung von Feuerlösch-
schaum, der PFOA, ihre Salze oder PFOA-verwandte Verbindungen enthält 
oder enthalten könnte bis Ende 2022, spätestens aber bis 2025, auf Orte, an 
denen sämtliche Freisetzungen eingedämmt werden können; 

e) unternimmt in Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 so schnell wie möglich ent-
schiedene Anstrengungen zum Erreichen eines umweltverträglichen Um-
gangs mit Feuerlöschschaumbeständen und -abfällen, die PFOA, ihre Salze 
oder PFOA-verwandte Verbindungen enthalten oder enthalten könnten. 

3 Im Hinblick auf die spezifische Ausnahmeregelung für die Verwendung von Perflu-
oroctyliodid für die Produktion von Perfluoroctylbromid für die Herstellung 
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pharmazeutischer Produkte, prüft die Vertragsstaatenkonferenz das weitere Erforder-
nis für diese spezifische Ausnahmeregelung auf ihrer 13. ordentlichen Tagung und 
auf jeder zweiten ordentlichen Tagung danach. Diese spezifische Ausnahmeregelung 
läuft in jedem Fall spätestens 2036 aus.  
Teil XI Dechloran Plus 

1 Die Verwendung von Dechloran Plus wird eingestellt; hiervon ausgenommen sind 
Vertragsparteien, die dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert haben, es in Überein-
stimmung mit Artikel 4 des Übereinkommens zu verwenden. 

2 Für die Verwendung von Dechloran Plus in Ersatzteilen für die Reparatur von Er-
zeugnissen, bei deren Herstellung ursprünglich Dechloran Plus verwendet wurde, 
können bis zum Ende der Nutzungsdauer der betreffenden Erzeugnisse oder bis spä-
testens 2044 – je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt – spezifische Ausnahmere-
gelungen gestattet werden, die auf die Anwendungen in den folgenden Bereichen be-
schränkt sind: 

a. Luftfahrt (Reibungsstreifen an den Triebwerkverschalungen von Luftfahrzeu-
gen und Dichtungsmittel zur Spaltenfüllung und Kantenversiegelung, Repa-
ratur von Herstellungsfehlern in Triebwerken von Luftfahrzeugen, elektrische 
Betriebsmittel, Strukturplatten und Innenausstattung von Flugzeugkabinen 
usw.); 

b. Raumfahrt (Satelliten, Sonden und andere Erkundungsgeräte, bemannte Ka-
binen und Laboratorien, Wärmedämmmaterialien für Raketenmotoren und 
Ausstattungen für den Bodendienst usw.); 

c. Verteidigungsindustrie (Marineschiffe, Raketen, Startplattformen, Artillerie-
geschütze, Kommunikationssysteme, Radar- und Lidar-Systeme und Unter-
stützungsausrüstungen usw.); 

d. Motorfahrzeuge (alle Landfahrzeuge wie Autos, Motorräder, Land- und Bau-
maschinen sowie Gabelstapler; die Anwendungen umfassen: Kabel, Kabel-
bäume, Steckverbinder und Isolierbänder); 

e. Ortsfeste Industriemaschinen (Kräne, Betonmischer und hydraulische Bre-
cher usw.; die Anwendungen umfassen: Kabel, Kabelbäume, Steckverbinder 
und Isolierbänder), die in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Baugewerbe 
verwendet werden; 

f. Elektrische Betriebsmittel, die in der Schifffahrt, Gartenbewirtschaftung und 
Forstwirtschaft sowie im Freien verwendet werden; 

g. Analyse-, Mess-, Kontroll-, Überwachungs-, Prüf-, Produktions- und Inspek-
tionsgeräte. 

3 Für die Verwendung von Dechloran Plus in Ersatzteilen für die Reparatur von Er-
zeugnissen, bei deren Herstellung ursprünglich Dechloran Plus verwendet wurde, 
können bis zum Ende der Nutzungsdauer der betreffenden Erzeugnisse unter Vorbe-
halt einer Überprüfung durch die Konferenz der Vertragsparteien spätestens 2041 
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spezifische Ausnahmeregelungen gestattet werden, die auf die Anwendungen in den 
folgenden Bereichen beschränkt sind: 

a. Medizinische Geräte (Ultraschalldiagnosegeräte, Magnetresonanztomogra-
phen, Röntgengeräte, flexible Endoskope sowie Geräte und Anlagen für die 
Strahlentherapie); 

b. In-vitro-Diagnosegeräte (Immunoassay-Analysegeräte, Hämatologie-Analy-
segeräte, Polymerase-Kettenreaktion-Testsysteme (PCR-Test), Gen-Analyse-
geräte, Analysegeräte für klinische Chemie, Blutgerinnungs- und Urinanaly-
segeräte).  

Teil XII UV-328 

1 Die Produktion und die Verwendung von UV-328 werden eingestellt; hiervon aus-
genommen sind Vertragsparteien, die dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert haben, 
es in Übereinstimmung mit Artikel 4 des Übereinkommens zu produzieren und/oder 
zu verwenden. 

2 Für die Produktion und die Verwendung von UV-328 in Ersatzteilen für die Repa-
ratur von Erzeugnissen, bei deren Herstellung ursprünglich UV-328 verwendet wurde, 
können bis zum Ende der Nutzungsdauer der betreffenden Erzeugnisse oder bis spä-
testens 2044 – je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt – spezifische Ausnahmere-
gelungen gestattet werden, die auf die Anwendungen in den folgenden Bereichen be-
schränkt sind: 

a. Motorfahrzeuge (Autos, Motorräder, Land- und Baumaschinen, Gabelstapler 
und alle weiteren Landfahrzeuge);  

b. Ortsfeste Industriemaschinen (Kräne, Betonmischer und hydraulische Bre-
cher usw.), die in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Baugewerbe ver-
wendet werden; 

c. Flüssigkristallanzeigen von nichtmedizinischen Analyse-, Mess-, Kontroll-, 
Überwachungs-, Prüf-, Produktions- und Inspektionsgeräten (Aufzeichnungs-
geräte, Infrarotthermometer, digitale Speicheroszilloskope, Röntgengeräte 
usw.). 

3 Für die Verwendung von UV-328 in Ersatzteilen für die Reparatur von Erzeugnis-
sen, bei deren Herstellung UV-328 ursprünglich verwendet wurde, können bis zum 
Ende der Nutzungsdauer der betreffenden Erzeugnisse unter Vorbehalt einer Über-
prüfung durch die Konferenz der Vertragsparteien spätestens 2041 spezifische Aus-
nahmeregelungen gestattet werden, die auf die Anwendungen in den folgenden Be-
reichen beschränkt sind: 

a. Flüssigkristallanzeigen von Medizin- und In-vitro-Diagnosegeräten (Ultra-
schalldiagnosegeräte, flexible Endoskope, Immunoassay-Analysegeräte, 
Analysegeräte für klinische Chemie, Blutgerinnungsanalysegeräte usw.); 

b. Flüssigkristallanzeigen von Analyse-, Mess-, Kontroll-, Überwachungs-, 
Prüf-, Produktions- und Inspektionsgeräten (Aufzeichnungsgeräte, Infrarot-
thermometer, digitale Speicheroszilloskope, Röntgengeräte usw.). 
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Anlage B8 

Beschränkung 

Teil I   
Chemikalie Tätigkeit Akzeptabler Zweck oder spezifische Ausnahmerege-

lung9 

   

DDT 

(1,1,1-Trichlor-2,2-bis(4-
chlorphenyl)ethan) 

CAS-Nr.: 50-29-3 

Produktion Akzeptabler Zweck: 

Verwendung zur Bekämpfung von 
Krankheitsüberträgern nach Teil II die-
ser Anlage 

Spezifische Ausnahmeregelungen: 

Zwischenprodukt bei der Produktion 
von Dicofol 

Zwischenprodukt 

 Verwendung Akzeptabler Zweck: 

Bekämpfung von Krankheitsüberträ-
gern nach Teil II dieser Anlage 

Spezifische Ausnahmeregelungen: 

Produktion von Dicofol 

Zwischenprodukt 

Perfluoroctansulfonsäure 
(CAS-Nr.: 1763-23-1), 
ihre Salzea und Perfluor-
octansulfonylfluorid* (CAS-
Nr.: 307-35-7) 

Produktion Akzeptabler Zweck: 

Nach Teil III dieser Anlage Produktion 
anderer Chemikalien, die nur für die 
nachstehenden Verwendungen verwen-
det werden dürfen. 

Produktion für die nachstehend aufge-
führten Verwendungen.  

  

8 Bereinigt gemäss den Beschlüssen Nr. SC-4/10 bis SC-4/18 der Konferenz der Vertrags-
parteien vom 8. Mai 2009 (AS 2011 4405) und den Beschlüssen Nr. SC-9/4, SC-9/11 und 
SC-9/12 der Konferenz der Vertragsparteien vom 10. Mai 2019, in Kraft getreten für die 
Schweiz am 3. Dez. 2020 (AS 2020 3961). 
Die Änd. gemäss den Beschlüssen Nr. SC-4/10 bis SC-4/18 der Konferenz der Vertrags-
parteien vom 8. Mai 2009 sind für alle Vertragsparteien am 26. Aug. 2010 in Kraft getre-
ten, gemäss Bst. c Abs. 3 des Art. 22 des Übereink. Ausgenommen davon sind Kanada 
und Spanien, für welche die Änderungen am 4. April 2011 und 14. Nov. 2011, gemäss 
Abs. 4 des Art. 22 des Übereink., in Kraft treten. Neuseeland hat beim Depositar eine  
Notifikation gemäss Bst. b und c Abs. 3 und 4 des Art. 22 des Übereink. hinterlegt. Die 
Änderungen sind für diese Vertragspartei nicht in Kraft getreten. 

9 Am 17. Mai 2009 war keine einzige Vertragspartei für die in Anlage B aufgeführte spezi-
fische Ausnahmeregelung für DDT registriert. Gemäss Art. 4 Abs. 9 des Übereink. sind 
somit keine neuen Registrierungen für diese Ausnahmeregelung mehr zulässig, welche in 
der Tabelle in kursiver Schrift gedruckt ist. 
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Chemikalie Tätigkeit Akzeptabler Zweck oder spezifische Ausnahmerege-
lung9 

   

Spezifische Ausnahmeregelungen: 

keine 

a Zum Beispiel: 
Kalium-Perfluoroctansulfo-
nat  
(CAS-Nr.: 2795-39-3); 
Lithium-Perfluoroctansulfo-
nat  
(CAS-Nr.: 29457-72-5);  
Ammonium-Perfluoroctan-
sulfonat  
(CAS-Nr.: 29081-56-9); 
Diethanolammonium-Perflu-
oroctansulfonat  
(CAS-Nr.: 70225-14-8); 
Tetraethylammonium-Perflu-
oroctansulfonat  
(CAS-Nr.: 56773-42-3); 

Didecyldimethylammonium-
Perfluoroctansulfonat  
(CAS-Nr.: 251099-16-8) 

Verwendung Akzeptabler Zweck: 

Nach Teil III dieser Anlage für die fol-
genden akzeptablen Zwecke oder als 
Zwischenprodukt bei der Produktion 
von Chemikalien mit den folgenden 
akzeptablen Zwecken: 
– Insektenköder mit Wirkstoff Sulflu-

ramid (CAS-Nr. 4151-50-2) zur Be-
kämpfung von Blattschneideamei-
sen der Gattungen Atta spp. und 
Acromyrmex spp. ausschliesslich 
zur Verwendung in der Landwirt-
schaft 

Spezifische Ausnahmeregelungen: 
– Metallgalvanisierung (Hartmetallbe-

schichtung) ausschliesslich in ge-
schlossenen Kreislaufsystemen 

– Feuerlöschschaum zur Bekämpfung 
von Dämpfen aus Flüssigbrennstof-
fen und Bränden von Flüssigbrenn-
stoffen 
(Brandklasse B), der bereits in in-
stallierten Systemen – sowohl mobi-
ler als auch stationärer Art – enthal-
ten ist, wie in Teil III Absatz 10 
dieser Anlage aufgeführt 

     
Anmerkungen: 

i) Sofern in diesem Übereinkommen nichts anderes festgelegt ist, gelten Men-
gen von Chemikalien, die als unbeabsichtigte Spurenverunreinigungen in Pro-
dukten und Erzeugnissen auftreten, nicht als in diese Anlage aufgenommen; 

ii) Diese Anmerkung gilt nicht als akzeptabler Produktions- und Verwendungs-
zweck oder als Ausnahmeregelung im Sinne des Artikels 3 Absatz 2. Mengen 
einer Chemikalie, die Bestandteil von Artikeln sind, die bereits vor oder an 
dem Tag hergestellt oder verwendet wurden, an dem die betreffende Ver-
pflichtung hinsichtlich dieser Chemikalie wirksam geworden ist, gelten nicht 
als in diese Anlage aufgenommen, sofern die jeweilige Vertragspartei dem 
Sekretariat notifiziert hat, dass ein bestimmter Typ eines Produkts oder 
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Erzeugnisses bei dieser Vertragspartei weiterhin verwendet wird. Das Sekre-
tariat macht derartige Notifikationen bekannt. 

iii) Diese Anmerkung gilt nicht als produktions- und verwendungsspezifische 
Ausnahmeregelung im Sinne des Artikels 3 Absatz 2. Da im Verlauf der Pro-
duktion und Verwendung eines auf geschlossene Systeme an bestimmten 
Standorten begrenzten Zwischenprodukts keine beträchtlichen Mengen der 
Chemikalie den Menschen und die Umwelt erreichen dürften, kann eine Ver-
tragspartei nach Notifikation an das Sekretariat die Produktion und Verwen-
dung von Mengen einer Chemikalie gestatten, welche in diese Anlage als auf 
geschlossene Systeme an bestimmten Standorten begrenztes Zwischenpro-
dukt aufgenommen wurde, die im Verlauf der Herstellung anderer Chemika-
lien chemisch umgewandelt wird, welche unter Berücksichtigung der Krite-
rien der Anlage D Absatz 1 nicht die Eigenschaften von persistenten 
organischen Schadstoffen aufweisen. Diese Notifikation enthält Angaben 
zum Gesamtumfang von Produktion und Verwendung dieser Chemikalie oder 
eine realistische Schätzung dieser Daten sowie Angaben zur Art des auf ge-
schlossene Systeme an bestimmten Standorten begrenzten Verfahrens, darun-
ter auch zum Umfang einer etwaigen unbeabsichtigten Spurenverunreinigung 
des Endprodukts durch nicht umgewandeltes, einen persistenten organischen 
Schadstoff bildendes Ausgangsmaterial. Dieses Verfahren findet Anwen-
dung, soweit in dieser Anlage nichts anderes angegeben ist. Das Sekretariat 
gibt diese Notifikationen der Konferenz der Vertragsparteien und der Öffent-
lichkeit bekannt. Eine derartige Produktion oder Verwendung gilt nicht als 
produktions- oder verwendungsspezifische Ausnahmeregelung. Eine derar-
tige Produktion oder Verwendung wird nach Ablauf eines Zeitraums von zehn 
Jahren eingestellt, sofern die betroffene Vertragspartei dem Sekretariat nicht 
erneut eine Notifikation vorlegt; in diesem Fall wird der Zeitraum um weitere 
zehn Jahre verlängert, sofern die Konferenz der Vertragsparteien nach Über-
prüfung der Produktion und Verwendung nichts anderes beschliesst. Das No-
tifikationsverfahren kann wiederholt werden. 

iv) Alle spezifischen Ausnahmeregelungen in dieser Anlage können von Ver-
tragsparteien in Anspruch genommen werden, die sich nach Artikel 4 haben 
registrieren lassen.  

Teil II 

DDT (1,1,1-Trichlor-2,2-bis(4-chlorphenyl)ethan) 

1 Die Produktion und Verwendung von DDT wird eingestellt; hiervon ausgenommen 
sind Vertragsparteien, die dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert haben, es zu produ-
zieren und/oder zu verwenden. Hiermit wird ein DDT-Register eingerichtet, das für 
die Öffentlichkeit zugänglich ist. Geführt wird das DDT-Register vom Sekretariat. 

2 Jede Vertragspartei, die DDT produziert und/oder verwendet, beschränkt diese Pro-
duktion und/oder Verwendung auf die Bekämpfung von Krankheitsüberträgern nach 
den Empfehlungen und Richtlinien der Weltgesundheitsorganisation zur Verwendung 
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von DDT, wenn der betreffenden Vertragspartei keine örtlich unbedenklichen, wir-
kungsvollen und erschwinglichen Alternativen zur Verfügung stehen. 

3 Gelangt eine nicht in das DDT-Register aufgenommene Vertragspartei zu dem 
Schluss, dass sie DDT zur Bekämpfung von Krankheitsüberträgern benötigt, so noti-
fiziert sie dies dem Sekretariat so bald wie möglich, um ihren Namen unverzüglich in 
das DDT-Register aufnehmen zu lassen. Gleichzeitig unterrichtet sie die Weltgesund-
heitsorganisation. 

4 Alle drei Jahre stellt jede Vertragspartei, die DDT verwendet, dem Sekretariat und 
der Weltgesundheitsorganisation in einer von der Konferenz der Vertragsparteien in 
Abstimmung mit der Weltgesundheitsorganisation zu beschliessenden Form Informa-
tionen über die verwendete Menge, die Bedingungen dieser Verwendung und deren 
Bedeutung für die Krankheitsbekämpfungsstrategie dieser Vertragspartei zur Verfü-
gung. 

5 Mit dem Ziel der Verringerung und der vollständigen Einstellung der Verwendung 
von DDT ermutigt die Konferenz der Vertragsparteien 

a. jede Vertragspartei, die DDT verwendet, zur Erarbeitung und Durchführung 
eines Aktionsplans im Rahmen des in Artikel 7 bezeichneten Durchführungs-
plans. Dieser Aktionsplan umfasst 

i) die Erarbeitung von regelnden und sonstigen Mechanismen, um zu ge-
währleisten, dass die Verwendung von DDT auf die Bekämpfung von 
Krankheitsüberträgern beschränkt ist; 

ii) die Umsetzung geeigneter alternativer Produkte, Methoden und Strate-
gien, darunter auch Resistenzmanagementstrategien, um die anhaltende 
Wirksamkeit dieser Alternativen sicherzustellen; 

iii) Massnahmen zur Stärkung des Gesundheitswesens und zur Verminde-
rung der Krankheitsfälle. 

b. die Vertragsparteien, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Forschung und Ent-
wicklung im Bereich unbedenklicher alternativer chemischer und nicht che-
mischer, für die Bedingungen dieser Länder relevanter Produkte, Methoden 
und Strategien für Vertragsparteien, die DDT verwenden, zu fördern, und 
zwar mit dem Ziel der Verminderung der menschlichen und wirtschaftlichen 
Belastung durch Krankheit. Die bei der Prüfung von Alternativen oder Kom-
binationen von Alternativen zu fördernden Faktoren umfassen auch die sich 
aus diesen Alternativen ergebenden Gefahren für die menschliche Gesundheit 
und die Folgen für die Umwelt. Realistische Alternativen zu DDT stellen eine 
geringere Gesundheits- und Umweltgefährdung dar, sind auf der Grundlage 
der bei den betreffenden Vertragsparteien herrschenden Bedingungen für die 
Krankheitsbekämpfung geeignet und von Überwachungsdaten untermauert. 

6 Erstmals auf ihrer ersten Tagung und danach mindestens alle drei Jahre prüft die 
Konferenz der Vertragsparteien in Abstimmung mit der Weltgesundheitsorganisation, 
ob DDT nach den verfügbaren wissenschaftlichen, technischen, umweltbezogenen 
und wirtschaftlichen Erkenntnissen auch weiterhin zur Bekämpfung von Krankheits-
überträgern erforderlich ist, was Folgendes umfasst: 

a. die Produktion und Verwendung von DDT und die Bedingungen in Absatz 2; 
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b. die Verfügbarkeit, Eignung und Umsetzung der Alternativen zu DDT und 

c. die Fortschritte bei der Stärkung der Fähigkeit der jeweiligen Länder, ohne 
nachteilige Folgen auf diese Alternativen umzustellen. 

7 Eine Vertragspartei kann jederzeit nach schriftlicher Notifikation an das Sekretariat 
ihren Namen aus dem DDT-Register streichen lassen. Die Streichung wird an dem in 
der Notifikation genannten Tag wirksam.  
Teil III 

Perfluoroctansulfonsäure, ihre Salze und Perfluoroctansulfonylfluorid 

1 Die Produktion und Verwendung von Perfluoroctansulfonsäure (PFOS), ihrer Salze 
und Perfluoroctansulfonylfluorid (PFOSF) wird von allen Vertragsparteien einge-
stellt; hiervon ausgenommen sind nach Massgabe von Teil I dieser Anlage Vertrags-
parteien, die dem Sekretariat ihre Absicht notifiziert haben, sie für akzeptable Zwecke 
zu produzieren und/oder zu verwenden. Hiermit wird ein Register der akzeptablen 
Zwecke eingerichtet, das für die Öffentlichkeit zugänglich ist. Geführt wird das Re-
gister der akzeptablen Zwecke vom Sekretariat. Gelangt eine nicht in das Register 
aufgenommene Vertragspartei zu dem Schluss, dass sie die Verwendung von PFOS, 
ihrer Salze oder PFOSF für die in Teil I dieser Anlage genannten akzeptablen Zwecke 
benötigt, so notifiziert sie dies dem Sekretariat so bald wie möglich, um ihren Namen 
unverzüglich in das Register aufnehmen zu lassen. 

2 Vertragsparteien, die diese Chemikalien produzieren und/oder verwenden, berück-
sichtigen gegebenenfalls Richtlinien wie etwa die in den einschlägigen Teilen der all-
gemeinen Leitlinien zu den besten verfügbaren Techniken und besten Umweltschutz-
praktiken in Anlage C Teil V des Übereinkommens. 

3 Alle vier Jahre berichtet jede Vertragspartei, die diese Chemikalien verwendet 
und/oder produziert, über die erzielten Fortschritte beim Verzicht auf PFOS, ihre 
Salze und PFOSF und legt der Konferenz der Vertragsparteien Informationen über 
diese Fortschritte nach Massgabe und im Rahmen der Berichterstattung nach Arti-
kel 15 des Übereinkommens vor. 

4 Mit dem Ziel der Verringerung und der vollständigen Einstellung der Produktion 
und/oder Verwendung dieser Chemikalien ermutigt die Konferenz der Vertragspar-
teien: 

a. jede Vertragspartei, die diese Chemikalien verwendet, Massnahmen zur 
schrittweisen Einstellung der Verwendung zu ergreifen, wenn geeignete alter-
native Stoffe oder Methoden zur Verfügung stehen; 

b. jede Vertragspartei, die diese Chemikalien verwendet und/oder produziert, 
zur Erarbeitung und Durchführung eines Aktionsplans im Rahmen des in Ar-
tikel 7 bezeichneten Durchführungsplans; 

c. die Vertragsparteien, im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Forschung und Ent-
wicklung im Bereich unbedenklicher alternativer chemischer und nicht che-
mischer, für die Bedingungen dieser Vertragsparteien relevanter Produkte und 
Prozesse, Methoden und Strategien für Vertragsparteien, die diese Chemi-
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kalien verwenden, zu fördern. Die bei der Prüfung von Alternativen oder 
Kombinationen von Alternativen zu fördernden Faktoren umfassen auch die 
sich aus diesen Alternativen ergebenden Gefahren für die menschliche Ge-
sundheit und die Folgen für die Umwelt. 

5 Die Konferenz der Vertragsparteien prüft, ob diese Chemikalien nach den verfügba-
ren wissenschaftlichen, technischen, umweltbezogenen und wirtschaftlichen Erkennt-
nissen auch weiterhin für die verschiedenen akzeptablen Zwecke und spezifischen 
Ausnahmeregelungen erforderlich sind, was Folgendes umfasst: 

a. bereitgestellte Informationen in den Berichten, die in Absatz 3 erwähnt sind; 

b. Informationen über die Produktion und Verwendung dieser Chemikalien; 

c. Informationen über die Verfügbarkeit, Eignung und Umsetzung der Alterna-
tiven zu diesen Chemikalien; 

d. Informationen über die Fortschritte bei der Stärkung der Fähigkeit der jewei-
ligen Länder, ohne nachteilige Folgen auf diese Alternativen umzustellen. 

6 Die im vorstehenden Absatz bezeichnete Prüfung findet spätestens 2015 und danach 
alle vier Jahre in Verbindung mit einer regelmässigen Tagung der Konferenz der Ver-
tragsparteien statt. 

7 Aufgrund der Komplexität der Verwendung und der vielen an der Verwendung die-
ser Chemikalien beteiligten gesellschaftlichen Bereiche kann es andere Verwendun-
gen dieser Chemikalien geben, von denen Länder derzeit keine Kenntnis haben. Ver-
tragsparteien, denen andere Verwendungen zur Kenntnis kommen, werden ermutigt, 
das Sekretariat so bald wie möglich darüber zu informieren. 

8 Eine Vertragspartei kann jederzeit nach schriftlicher Notifikation an das Sekretariat 
ihren Namen aus dem Register der akzeptablen Zwecke streichen lassen. Die Strei-
chung wird an dem in der Notifikation genannten Tag wirksam. 

9 Anlage B Teil I Anmerkung iii) findet keine Anwendung auf diese Chemikalien. 

10 Jede Vertragspartei, die sich für eine Ausnahme nach Artikel 4 für die Verwendung 
von PFOS, ihrer Salze und PFOSF für Feuerlöschschaum registriert hat: 

a) stellt unbeschadet Artikel 3 Absatz 2 sicher, dass Feuerlöschschaum, der 
PFOS, ihre Salze oder PFOSF enthält oder enthalten könnte, weder exportiert 
oder noch importiert wird mit Ausnahme des Zwecks der umweltverträglichen 
Entsorgung nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe d; 

b) verwendet keinen Feuerlöschschaum zu Übungszwecken, der PFOS, ihre 
Salze oder PFOSF enthält oder enthalten könnte; 

c) verwendet keinen Feuerlöschschaum zu Versuchszwecken, der PFOS, ihre 
Salze oder PFOSF enthält oder enthalten könnte, es sei denn, sämtliche Frei-
setzungen können eingedämmt werden; 

d) beschränkt bis Ende 2022, sofern sie dazu in der Lage ist, die Verwendung 
von Feuerlöschschaum, der PFOS, ihre Salze oder PFOSF enthält oder ent-
halten könnte auf Einsatzorte, an denen sämtliche Freisetzungen eingedämmt 
werden können; 
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e) unternimmt im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 so schnell wie möglich ent-
schiedene Anstrengungen, die zu einem umweltverträglichen Umgang mit 
Feuerlöschschaumbeständen und -abfällen führen, die PFOS, ihre Salze oder 
PFOSF enthalten oder enthalten könnten. 
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Anlage C10 

Unerwünschte Nebenprodukte 

Teil I  
Persistente organische Schadstoffe nach Massgabe der Erfordernisse 
des Artikels 5 

Diese Anlage findet auf folgende persistente organische Schadstoffe Anwendung, die 
unbeabsichtigt an anthropogenen Quellen gebildet und von diesen freigesetzt werden:   
Chemikalie 

Hexachlorbenzol (HCB) (CAS-Nr.: 118-74-1) 

Hexachlorbutadien (CAS-Nr.: 87-68-3) 

Pentachlorbenzol (PeCB) CAS-Nr.: 608-93-5 

Polychlorierte Biphenyle (PCB) 

Polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane (PCDD/PCDF) 

Polychlorierte Naphthaline, namentlich Dichlornaphthaline, Trichlornaphthaline, 
Tetrachlornaphthaline, Pentachlornaphthaline, Hexachlornaphthaline, Heptach-
lornaphthaline, Octachlornaphthalin 
  
Teil II  
Quellkategorien 

Hexachlorbenzol, Hexachlorbutadien, Pentachlorbenzol polychlorierte Biphenyle 
und polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane, polychlorierte Naphtha-
line, namentlich Dichlornaphthaline, Trichlornaphthaline, Tetrachlornaphthaline, 
Pentachlornaphthaline, Hexachlornaphthaline, Heptachlornaphthaline, Octach-
lornaphthalin, werden unbeabsichtigt bei thermischen Prozessen unter Beteiligung 
von organischen Stoffen und Chlor infolge unvollständiger Verbrennungsvorgänge 
oder chemischer Reaktionen gebildet und freigesetzt. Folgende industrielle Quellka-
tegorien weisen das Potential für eine vergleichsweise starke Bildung dieser Chemi-
kalien und deren Freisetzung in die Umwelt auf: 

  

10 Fassung gemäss den Beschlüssen Nr. SC-7/12 und SC-7/14 der Konferenz der Vertrags-
parteien vom 15. Mai 2015 (AS 2017 725). Bereinigt gemäss den Beschlüssen Nr. SC-
8/10, SC-8/11 und SC-8/12 der Vertragsparteienkonferenz vom 5. Mai 2017, in Kraft ge-
treten für die Schweiz am 18. Dez. 2018 (AS 2019 603).  
Die Änd. sind für alle Vertragsparteien am 26. Aug. 2010 in Kraft getreten, gemäss Bst. c 
Abs. 3 des Art. 22 des Übereink. Ausgenommen davon sind Kanada und Spanien, für 
welche die Änderungen am 4. April 2011 und 14. Nov. 2011, gemäss Abs. 4 des Art. 22 
des Übereink., in Kraft treten. Neuseeland hat beim Depositar eine Notifikation gemäss 
Bst. b und c Abs. 3 und 4 des Art. 22 des Übereink. hinterlegt. Die Änderungen sind für 
diese Vertragspartei nicht in Kraft getreten. 



POP-Konvention 

55 / 74 

0.814.03 

a. Abfallverbrennungsanlagen, einschliesslich Anlagen zur Mitverbrennung von 
Siedlungsabfällen, gefährlichen Abfällen, Abfällen aus dem medizinischen 
Bereich oder Klärschlamm; 

b. mit gefährlichen Abfällen befeuerte Zementöfen; 

c. Zellstoffproduktion unter Verwendung von elementarem Chlor oder von Che-
mikalien, bei denen elementares Chlor erzeugt wird, für Bleichzwecke; 

d. folgende thermische Prozesse in der metallurgischen Industrie: 

i) Sekundärkupferproduktion, 

ii) Sinteranlagen in der Eisen- und Stahlindustrie, 

iii) Sekundäraluminiumproduktion, 

iv) Sekundärzinkproduktion.  
Teil III  
Quellkategorien 

Hexachlorbenzol, Hexachlorbutadien, Pentachlorbenzol polychlorierte Biphenyle 
und polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane, polychlorierte Naphtha-
line, namentlich Dichlornapthaline, Trichlornaphthaline, Tetrachlornaphthaline, Pen-
tachlornaphthaline, Hexachlornaphthaline, Heptachlornaphthaline, Octachlornaph-
thalin, können unbeabsichtigt auch bei folgenden Quellkategorien gebildet und 
freigesetzt werden: 

a. offene Verbrennung von Abfall, einschliesslich Verbrennung auf Deponien; 

b. in Teil II nicht genannte thermische Prozesse in der metallurgischen Industrie; 

c. häusliche Verbrennungsquellen; 

d. mit fossilen Brennstoffen befeuerte Kesselanlagen von Versorgungs- und In-
dustrieunternehmen; 

e. Feuerungsanlagen für Holz und sonstige Biomassenbrennstoffe; 

f. spezifische chemische Produktionsprozesse, bei denen unbeabsichtigt gebil-
dete persistente organische Schadstoffe freigesetzt werden, insbesondere bei 
der Produktion von Chlorphenolen und Chloranil; 

g. Krematorien; 

h. Kraftfahrzeuge, insbesondere bei Verbrennung von verbleitem Ottokraftstoff; 

i. Tierkörperbeseitigung; 

j. Färben (mit Chloranil) und Endbehandlung (durch alkalische Extraktion) von 
Textilien und Leder; 

k. Schredderanlagen zur Behandlung von Altfahrzeugen; 

l. Kupferkabelverschwelung; 

m. Altölaufbereitungsanlagen.  
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Teil IV:  
Begriffsbestimmungen 

1 Im Sinne dieser Anlage: 

a. bedeutet «polychlorierte Biphenyle» aromatische Verbindungen, die so gebil-
det sind, dass die Wasserstoffatome des Biphenylmoleküls (zwei Benzolringe, 
die durch eine einzige Kohlenstoff-Kohlenstoff-Bindung aneinander gebun-
den sind) durch bis zu zehn Chloratome ersetzt werden können; und 

b. sind «polychlorierte Dibenzo-p-dioxine» und «polychlorierte Dibenzofurane» 
trizyklische, aromatische Verbindungen, die durch zwei Benzolringe gebildet 
werden, welche bei polychlorierten Dibenzo-p-dioxinen durch zwei Sauer-
stoffatome und bei polychlorierten Dibenzofuranen durch ein Sauerstoffatom 
und eine Kohlenstoff-Kohlenstoff-Bindung verbunden sind, wobei die Was-
serstoffatome durch bis zu acht Chloratome ersetzt werden können. 

2 In dieser Anlage wird die Toxizität polychlorierter Dibenzo-p-dioxine und Dibenz-
ofurane durch den Begriff der Toxizitätsäquivalenz ausgedrückt, welcher die relative 
dioxin-ähnliche toxische Aktivität unterschiedlicher Kongenere polychlorierter Di-
benzo-p-dioxine und Dibenzofurane und koplanarer polychlorierter Biphenyle im 
Vergleich zu 2,3,7,8-Tetrachlordibenzo-p-dioxin ausdrückt. Die für die Zwecke die-
ses Übereinkommens zu verwendenden Werte für den Toxizitätsäquivalenzfaktor 
müssen mit anerkannten internationalen Normen übereinstimmen, zunächst mit den 
für Säugetiere geltenden Toxizitätsäquivalenzfaktorwerten der Weltgesundheitsorga-
nisation von 1998 für polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane und 
koplanare polychlorierte Biphenyle. Die Konzentrationen werden in Toxizitätsäqui-
valenten ausgedrückt.  
Teil V:  
Allgemeine Leitlinien zu den besten verfügbaren Techniken 
und besten Umweltschutzpraktiken 

In diesem Teil werden allgemeine Leitlinien für die Vertragsparteien zur Verhinde-
rung oder Verringerung von Freisetzungen der in Teil I aufgenommenen Chemikalien 
zur Verfügung gestellt.  
A. Allgemeine Vermeidungsmassnahmen bezüglich der besten 
verfügbaren Techniken und der besten Umweltschutzpraktiken 

Vorrangig sollen Konzepte zur Verhinderung der Bildung und Freisetzung der in 
Teil I aufgenommenen Chemikalien in Betracht gezogen werden. Als zweckmässige 
Massnahmen kommen in Frage: 

a. die Verwendung Abfall vermeidender Technologien; 

b. die Verwendung weniger gefährlicher Stoffe; 

c. die Förderung der Wiedergewinnung und Verwertung von Abfall und von 
Stoffen, die in einem Prozess gewonnen und verwendet werden; 
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d. der Ersatz von Einsatzmaterialien, bei denen es sich um persistente organische 
Schadstoffe handelt oder bei denen eine direkte Verbindung zwischen den 
Materialien und der Freisetzung persistenter organischer Schadstoffe aus der 
Quelle besteht; 

e. gute Betriebspraxis und Programme zur vorbeugenden Wartung; 

f. Verbesserungen bei der Abfallbehandlung mit dem Ziel der Einstellung offe-
ner und sonstiger unkontrollierter Abfallverbrennungen einschliesslich der 
Verbrennung auf Deponien. Bei der Prüfung von Vorschlägen zum Bau neuer 
Abfallentsorgungsanlagen sollen Alternativen wie Massnahmen zur Minimie-
rung der Erzeugung von Siedlungsabfällen und Abfällen aus dem medizini-
schen Bereich in Betracht gezogen werden, darunter die Wiedergewinnung, 
Wiederverwendung und Verwertung von Ressourcen, die Abfalltrennung und 
die Förderung von Produkten, die weniger Abfall erzeugen. Bei dieser Vor-
gehensweise sollen Belange der öffentlichen Gesundheit sorgfältig in Be-
tracht gezogen werden; 

g. Minimierung dieser Chemikalien als Verunreinigungen in Produkten; 

h. Vermeidung von elementarem Chlor oder von Chemikalien, bei denen ele-
mentares Chlor erzeugt wird, für Bleichzwecke.  

B. Beste verfügbare Techniken 

Das Konzept der besten verfügbaren Techniken zielt nicht darauf ab, eine bestimmte 
Technik oder Technologie vorzuschreiben; es müssen auch die technischen Merkmale 
der betreffenden Anlage, ihr geographischer Standort und die örtlichen Umweltbedin-
gungen berücksichtigt werden. Geeignete Begrenzungstechniken zur Verringerung 
von Freisetzungen der in Teil I aufgenommenen Chemikalien sind im Allgemeinen 
gleich. Bei der Ermittlung der besten verfügbaren Techniken soll generell oder in spe-
zifischen Fällen den nachstehenden Faktoren besondere Beachtung geschenkt werden 
unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Kosten und des voraussichtlichen Nut-
zens einer Massnahme sowie der Überlegungen zur Vorsorge und Vermeidung: 

a. allgemeine Überlegungen: 

i) Art, Auswirkungen und Umfang der betreffenden Freisetzungen: Die 
Techniken können in Abhängigkeit von der Quellgrösse variieren, 

ii) Inbetriebnahmetermine für neue oder bestehende Anlagen, 

iii) zur Einführung der besten verfügbaren Technik benötigte Zeit, 

iv) Verbrauch und Beschaffenheit der in dem Prozess verwendeten Roh-
stoffe und ihre Energieeffizienz, 

v) Notwendigkeit der Verhinderung beziehungsweise Minimierung des Ge-
samteintrags der Freisetzungen in die Umwelt und der damit verbunde-
nen Risiken, 

vi) Notwendigkeit der Verhütung von Unfällen und der Minimierung ihrer 
Folgen für die Umwelt, 
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vii) Notwendigkeit der Sicherstellung von Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz, 

viii) vergleichbare Betriebsprozesse, -anlagen oder -verfahren, die in indust-
riellem Massstab erfolgreich erprobt worden sind, 

ix) technologische Fortschritte und Veränderungen bei den wissenschaftli-
chen Kenntnissen und Erkenntnissen; 

b. allgemeine Massnahmen zur Freisetzungsverringerung: Bei der Prüfung von 
Vorschlägen zum Bau neuer Anlagen oder zum erheblichen Umbau bestehen-
der Anlagen, bei denen Prozesse zum Einsatz kommen, in deren Rahmen in 
Anlage C aufgenommene Chemikalien freigesetzt werden, sollen vorrangig 
alternative Prozesse, Techniken oder Praktiken in Betracht gezogen werden, 
die einen ähnlichen Nutzen aufweisen, bei denen jedoch die Bildung und Frei-
setzung dieser Chemikalien vermieden wird. In Fällen, in denen diese Anla-
gen errichtet oder erheblich umgebaut werden, können zusätzlich zu den in 
Teil V Abschnitt A umrissenen Vermeidungsmassnahmen folgende Verrin-
gerungsmassnahmen bei der Bestimmung der besten verfügbaren Techniken 
ebenfalls in Betracht gezogen werden: 

i) Einsatz verbesserter Verfahren zur Rauchgasreinigung, wie thermische 
oder katalytische Oxidation, Staubabscheidung oder Adsorption, 

ii) Behandlung von Rückständen, Abwasser, Abfällen und Klärschlamm, 
beispielsweise durch thermische Behandlung, durch Inertisierung oder 
durch chemische Entgiftungsprozesse, 

iii) Prozessveränderungen, die zur Verringerung oder Verhinderung von 
Freisetzungen führen, beispielsweise durch Umstellung auf geschlossene 
Systeme, 

iv) Modifikation der Prozessgestaltung, um durch die Steuerung von Para-
metern wie Verbrennungstemperatur oder Verweilzeit die Verbrennung 
zu verbessern und die Bildung der in diese Anlage aufgenommenen Che-
mikalien zu verhindern.  

C. Beste Umweltschutzpraktiken 

Die Konferenz der Vertragsparteien kann Leitlinien zu besten Umweltschutzpraktiken 
erarbeiten. 
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Anlage D 

Erforderliche Informationen und Prüfkriterien 

1 Eine Vertragspartei, die einen Vorschlag zur Aufnahme einer Chemikalie in die An-
lagen A, B und/oder C vorlegt, beschreibt die Chemikalie in der unter Buchstabe a 
dargestellten Weise und stellt die Informationen zu der Chemikalie und gegebenen-
falls zu deren Umwandlungsprodukten in Bezug auf die unter den Buchstaben b bis e 
festgelegten Prüfkriterien zur Verfügung: 

a. chemische Identität 

i) Bezeichnungen, einschliesslich Handelsbezeichnung oder Handelsbe-
zeichnungen, gewerbliche Bezeichnung oder Bezeichnungen und Syno-
nyme, Registriernummer des Chemical Abstracts Service (CAS-
Nummer), Bezeichnung der Internationalen Union für reine und ange-
wandte Chemie (IUPAC) sowie 

ii) Struktur, einschliesslich Spezifikation von Isomeren, soweit anwendbar, 
und Struktur der chemischen Klasse; 

b. Persistenz 

i) Nachweis, dass die Halbwertszeit der Chemikalie in Wasser über zwei 
Monate oder im Boden über sechs Monate oder in Sedimenten ebenfalls 
über sechs Monate beträgt, oder 

ii) Nachweis, dass die Chemikalie anderweitig ausreichend persistent ist, 
um ihre Berücksichtigung im Rahmen dieses Übereinkommens zu recht-
fertigen; 

c. Bioakkumulation 

i) Nachweis, dass der Biokonzentrationsfaktor oder Bioakkumulationsfak-
tor bei Wasserorganismen für die Chemikalie über 5 000 beträgt oder – 
bei Fehlen solcher Daten – der log Kow-Wert den Wert 5 übersteigt, oder 

ii) Nachweis, dass eine Chemikalie aus anderen Gründen Anlass zur Be-
sorgnis gibt, beispielsweise eine hohe Bioakkumulation in anderen Or-
ganismen, eine hohe Toxizität oder Ökotoxizität, oder 

iii) Überwachungsdaten in Biota, aus denen hervorgeht, dass das Bioakku-
mulationspotential der Chemikalie ausreicht, um ihre Berücksichtigung 
im Rahmen dieses Übereinkommens zu rechtfertigen; 

d. Potential zum weiträumigen Transport der Chemikalie in der Umwelt 

i) potentiell Besorgnis erregende, gemessene Konzentrationen der Chemi-
kalie an weitab von den Quellen ihrer Freisetzung liegenden Orten oder 

ii) Überwachungsdaten, aus denen hervorgeht, dass in der Umwelt ein weit-
räumiger Transport der Chemikalie über die Luft, durch das Wasser oder 
über wandernde Arten in ein aufnehmendes Kompartiment stattgefunden 
haben könnte, oder 

iii) Eigenschaften hinsichtlich des Verhaltens in der Umwelt und/oder Mo-
dell-Ergebnisse, die belegen, dass die Chemikalie das Potential zum 
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weiträumigen Transport in der Umwelt über die Luft, durch das Wasser 
oder über wandernde Arten in ein aufnehmendes Kompartiment an 
weitab von den Quellen ihrer Freisetzung liegenden Orten aufweist. Bei 
einer Chemikalie, die im wesentlichen Umfang durch die Luft transpor-
tiert wird, soll sich deren atmosphärische Halbwertszeit auf mehr als 
zwei Tage belaufen, und  

e. schädliche Auswirkungen 

i) Nachweis schädlicher Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 
oder die Umwelt, der eine Berücksichtigung im Rahmen dieses Überein-
kommens rechtfertigt, oder  

ii) Toxizitäts- oder Ökotoxizitätsdaten, aus denen das Potential für eine 
Schädigung der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt hervorgeht. 

2 Die vorschlagende Vertragspartei legt die Gründe für ihre Besorgnis in einer Erklä-
rung dar, die möglichst auch einen Vergleich von Toxizitäts- oder Ökotoxizitätsdaten 
mit festgestellten oder vorhergesagten Konzentrationen einer Chemikalie enthält, die 
sich aus deren weiträumigem Transport in der Umwelt ergeben oder zu erwarten sind, 
und erläutert die Notwendigkeit einer weltweiten Kontrolle in einer kurzen Erklärung. 

3 Die vorschlagende Vertragspartei stellt im Rahmen des Möglichen und unter Be-
rücksichtigung ihrer Kapazitäten zusätzliche Informationen zur Überprüfung des in 
Artikel 8 Absatz 6 genannten Vorschlags zur Verfügung. Bei der Erarbeitung eines 
derartigen Vorschlags kann eine Vertragspartei auf den technischen Sachverstand jeg-
licher Herkunft zurückgreifen. 
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Anlage E 

Erforderliche Informationen für das Risikoprofil 

Mit der Überprüfung soll beurteilt werden, ob bei der Chemikalie infolge ihres weit-
räumigen Transports in der Umwelt mit so erheblichen schädlichen Auswirkungen 
auf die menschliche Gesundheit und/oder die Umwelt zu rechnen ist, dass weltweite 
Massnahmen gerechtfertigt sind. Zu diesem Zweck ist ein Risikoprofil zu entwickeln, 
bei dem die Informationen in Anlage D weiter ausgeführt und bewertet werden und 
das so weit wie möglich folgende Arten von Angaben enthält: 

a. Quellen, darunter gegebenenfalls auch 

i) Produktionsdaten, einschliesslich Menge und Ort; 

ii) Verwendungen und 

iii) Freisetzungen wie Einleitungen, Verluste und Emissionen; 

b. Einschätzung der Gefährlichkeit für den oder die betroffenen Endpunkte, da-
runter auch Prüfung der toxikologischen Wechselwirkung bei Beteiligung 
mehrerer Chemikalien; 

c. Verhalten in der Umwelt, einschliesslich Daten und Informationen zu den 
chemischen und physikalischen Eigenschaften der Chemikalie und deren Per-
sistenz sowie zur Art der Verknüpfung dieser Eigenschaften mit dem Trans-
port der Chemikalie in der Umwelt, ihres Transfers innerhalb und zwischen 
Teilbereichen der Umwelt sowie ihrer Zersetzung und Umwandlung in andere 
Chemikalien. Eine Bestimmung des Biokonzentrationsfaktors oder des Bio-
akkumulationsfaktors auf der Grundlage von Messwerten ist zur Verfügung 
zu stellen, es sei denn, bei den Überwachungsdaten wird festgestellt, dass sie 
diesen Anforderungen Genüge tun; 

d. Überwachungsdaten; 

e. örtliche Exposition, insbesondere infolge des weiträumigen Transports in der 
Umwelt, sowie Informationen zur Bioverfügbarkeit; 

f. nationale und internationale Risikobewertungen, Risikoeinschätzungen oder 
Risikoprofile und Informationen zur Kennzeichnung sowie Gefahrenklassifi-
zierungen, soweit verfügbar, und 

g. Status der Chemikalie im Rahmen völkerrechtlicher Übereinkünfte. 
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Anlage F 

Informationen zu sozioökonomischen Überlegungen   
Es soll eine Bewertung vorgenommen werden, die sich auf die möglichen Kontroll-
massnahmen für Chemikalien bezieht, deren Aufnahme in dieses Übereinkommen er-
wogen wird; dazu gehören sämtliche Möglichkeiten einschliesslich Management und 
Verhinderung. Zu diesem Zweck sollen einschlägige Informationen zu sozioökono-
mischen Überlegungen zur Verfügung gestellt werden, die mit möglichen Kontroll-
massnahmen in Zusammenhang stehen, damit von der Konferenz der Vertragspar-
teien eine Entscheidung getroffen werden kann. Diese Informationen sollen die 
unterschiedlichen Möglichkeiten und Bedingungen der Vertragsparteien angemessen 
widerspiegeln und die folgende, als Hinweis dienende Liste von Punkten berücksich-
tigen: 

a. Wirksamkeit und Effizienz möglicher Kontrollmassnahmen bei der Errei-
chung von Risikominderungszielen: 

i) technische Machbarkeit sowie 

ii) Kosten, einschliesslich Umwelt- und Gesundheitskosten; 

b. Alternativen (Produkte und Prozesse): 

i) technische Machbarkeit; 

ii) Kosten, einschliesslich Umwelt- und Gesundheitskosten; 

iii) Wirksamkeit; 

iv) Risiko; 

v) Verfügbarkeit und 

vi) Zugänglichkeit; 

c. positive und/oder negative Auswirkungen der Durchführung möglicher Kon-
trollmassnahmen auf die Gesellschaft: 

i) Gesundheit, darunter auch die öffentliche Gesundheit, die umweltbezo-
gene Gesundheit und die Gesundheit am Arbeitsplatz; 

ii) Landwirtschaft, darunter auch Aquakultur und Forstwirtschaft; 

iii) Biota (Biodiversität); 

iv) wirtschaftliche Aspekte; 

v) Bewegung hin zu einer nachhaltigen Entwicklung und 

vi) soziale Kosten;    
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d. Folgen für Abfall und Entsorgung (insbesondere überalterte Lagerbestände 
von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie Altlastensa-
nierung): 

i) technische Machbarkeit und 

ii) Kosten; 

e. Zugang zu Informationen und Aufklärung für die Öffentlichkeit; 

f. Status der Kontroll- und Überwachungskapazität und 

g. etwaige nationale oder regionale Kontrollmassnahmen, darunter Informatio-
nen zu Alternativen, und sonstige einschlägige Informationen zum Risikoma-
nagement. 
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Anlage G11 

Beilegung von Streitigkeiten 

I. Schiedsverfahren  
Für die Zwecke des Artikels 18 Absatz 2 (a) des Übereinkommens wird folgendes 
Schiedsverfahren beschlossen: 

Art. 1 

1.  Gemäss Artikel 18 des Übereinkommens kann eine Vertragspartei durch schriftli-
che Notifikation an die andere Streitpartei das Schiedsverfahren in Anspruch nehmen. 
Die Notifikation ist durch eine Klageschrift sowie durch sachdienliche Unterlagen zu 
ergänzen und hat den Streitgegenstand einschliesslich und insbesondere der Artikel 
des Übereinkommens, deren Auslegung oder Anwendung strittig ist, zu bezeichnen. 

2.  Die Antrag stellende Vertragspartei notifiziert dem Sekretariat, dass die Vertrags-
parteien sich darauf geeinigt haben, die Streitigkeit nach Artikel 18 einem Schieds-
verfahren zu unterwerfen. Die schriftliche Notifikation ist durch die Klageschrift der 
Antrag stellenden Vertragspartei sowie durch die sachdienlichen Unterlagen im Sinne 
von Absatz 1 zu ergänzen. Das Sekretariat leitet die auf diesem Weg erhaltenen In-
formationen an alle Vertragsparteien des Übereinkommens weiter. 

Art. 2 

1.  Bei Streitigkeiten gemäss Artikel 1 wird ein Schiedsgericht bestellt. Das Schieds-
gericht besteht aus drei Mitgliedern. 

2.  Jede an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei bestellt einen Schiedsrichter, und 
die beiden so bestellten Schiedsrichter ernennen einvernehmlich den dritten Schieds-
richter zum Vorsitzenden des Gerichts. Dieser darf nicht Staatsangehöriger einer der 
Streitparteien sein, nicht seinen ständigen Aufenthalt im Hoheitsgebiet einer dieser 
Parteien haben, nicht bei einer von ihnen im Dienst stehen und sich in keiner anderen 
Eigenschaft mit der Streitigkeit befasst haben. 

3.  Bei Streitigkeiten zwischen mehr als zwei Vertragsparteien bestellen die Parteien 
derselben Interessensgruppe einvernehmlich einen Schiedsrichter. 

4.  Vakanzen werden entsprechend dem Verfahren für die erste Bestellung neu be-
setzt. 

5.  Ergibt sich zwischen den Parteien vor der Ernennung des Vorsitzenden des 
Schiedsgerichts keine Einigung über den Streitgegenstand, so wird der Streitgegen-
stand durch das Schiedsgericht festgelegt. 

  

11 Eingefügt durch Beschluss Nr. SC-1/2 der Vertragsparteienkonferenz vom 6. Mai 2005, 
in Kraft getreten für die Schweiz am 27. März 2007 (AS 2007 3715). 
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Art. 3 

1.  Hat eine der Streitparteien nicht binnen zwei Monaten, nachdem die Gegenpartei 
die Notifikation über das Schiedsverfahren erhalten hat, einen Schiedsrichter bestellt, 
so kann die andere Partei den Generalsekretär der Vereinten Nationen davon in Kennt-
nis setzen, der die Ernennung binnen einer weiteren Frist von zwei Monaten vor-
nimmt. 

2.  Ist der Vorsitzende des Schiedsgerichts nicht binnen zwei Monaten nach der Be-
stellung des zweiten Schiedsrichters ernannt, so ernennt der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen auf Ersuchen einer der Parteien den Vorsitzenden binnen einer wei-
teren Frist von zwei Monaten. 

Art. 4 

Das Schiedsgericht trifft seine Entscheidungen in Übereinstimmung mit dem Über-
einkommen und nach Massgabe des Völkerrechts. 

Art. 5 

Sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren, legt das Schiedsgericht seine 
Verfahrensordnung selbst fest. 

Art. 6 

Auf Ersuchen einer der Streitparteien kann das Schiedsgericht dringende einstweilige 
Schutzmassnahmen empfehlen. 

Art. 7 

Die Streitparteien erleichtern die Arbeit des Schiedsgerichts und werden insbesondere 
mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln: 

(a) dem Schiedsgericht alle sachdienlichen Dokumente vorlegen, Auskünfte er-
teilen und Erleichterungen einräumen und 

(b) dem Schiedsgericht die Möglichkeit geben, soweit nötig Zeugen oder Sach-
verständige zu laden und ihre Aussagen einzuholen. 

Art. 8 

Die Streitparteien und Schiedsrichter sind verpflichtet, vertrauliche Informationen, 
von denen sie im Laufe des Schiedsverfahrens Kenntnis erhalten, vertraulich zu be-
handeln. 

Art. 9 

Sofern das Schiedsgericht nicht wegen der besonderen Umstände des Einzelfalls et-
was anderes beschliesst, werden die Kosten des Gerichts von den Streitparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Gericht verzeichnet alle seine Kosten und legt den 
Streitparteien eine Schlussabrechnung vor. 
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Art. 10 

Hat eine Vertragspartei ein rechtliches Interesse an dem Streitgegenstand, das durch 
die Entscheidung des Falles berührt werden könnte, so kann sie mit Zustimmung des 
Schiedsgerichts dem Verfahren beitreten. 

Art. 11 

Das Schiedsgericht kann über Gegenklagen, die mit dem Streitgegenstand unmittelbar 
in Zusammenhang stehen, verhandeln und entscheiden. 

Art. 12 

Das Schiedsgericht entscheidet über Verfahren und Inhalt mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. 

Art. 13 

1.  Versäumt es eine der Streitparteien, vor dem Schiedsgericht zu erscheinen oder 
sich in der Sache zu äussern, so kann die andere Streitpartei das Gericht ersuchen, das 
Verfahren fortzusetzen und seinen Schiedsspruch zu fällen. Die Abwesenheit oder das 
Versäumnis einer Partei, sich zu der Sache zu äussern, stellt kein Hindernis für das 
Verfahren dar. 

2.  Bevor der Schiedsspruch gefällt wird, hat sich das Schiedsgericht davon zu über-
zeugen, dass die Klage inhaltlich und rechtlich wohl begründet ist. 

Art. 14 

Das Schiedsgericht fällt seinen Schiedsspruch binnen fünf Monaten nach dem Zeit-
punkt, in dem es gebildet wurde; hält es jedoch eine Verlängerung dieser Frist für 
notwendig, so darf diese fünf Monate nicht überschreiten. 

Art. 15 

Der Schiedsspruch des Schiedsgerichts hat sich auf den Streitgegenstand zu beschrän-
ken und ist mit einer Begründung zu versehen. Die Namen der Mitglieder des Schieds-
gerichts sowie das Datum, an dem der Schiedsspruch gefällt wurde, sind anzugeben. 
Jedes Mitglied des Schiedsgerichts kann dem Schiedsspruch eine eigene oder abwei-
chende Stellungnahme beifügen. 

Art. 16 

Der Schiedsspruch ist für die Streitparteien bindend. Die im Schiedsspruch dargelegte 
Auslegung des Übereinkommens ist auch für Vertragsparteien bindend, die gemäss 
Artikel 10 dem Verfahren beigetreten sind, soweit der Schiedsspruch sich auf Interes-
sen bezieht, derentwegen sich die betreffenden Vertragsparteien am Verfahren betei-
ligt haben. Der Schiedsspruch ist unanfechtbar, es sei denn, die Streitparteien haben 
sich vorgängig auf ein Berufungsverfahren geeinigt. 
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Art. 17 

Streitigkeiten zwischen den gemäss Artikel 16 an den Schiedsspruch gebundenen Par-
teien  über die Auslegung oder die Vollstreckung des Schiedsspruchs können von je-
der Partei dem Schiedsgericht, das den Spruch gefällt hat, unterbreitet werden.  
II. Vergleichsverfahren  
Für die Zwecke des Artikels 18 Absatz 6 des Übereinkommens wird folgendes Ver-
gleichsverfahren beschlossen: 

Art. 1 

1.  Das Ersuchen einer Streitpartei um Einsetzung einer Vergleichskommission im 
Sinne von Artikel 18 Absatz 6 ist schriftlich an das Sekretariat zu richten. Das Sekre-
tariat setzt alle anderen Vertragsparteien unverzüglich davon in Kenntnis. 

2.  Sofern zwischen den Parteien nichts anderes vereinbart wurde, setzt sich die Ver-
gleichskommission aus drei Mitgliedern zusammen. Jede Partei bestellt ein Mitglied 
der Kommission, und die so bestellten Mitglieder ernennen einvernehmlich den Vor-
sitzenden der Kommission. 

Art. 2 

Bei Streitigkeiten zwischen mehr als zwei Vertragsparteien bestellen die Parteien der-
selben Interessensgruppe einvernehmlich die sie vertretenden Kommissionsmitglie-
der. 

Art. 3 

Hat eine der Parteien nicht binnen zwei Monaten, nachdem das Sekretariat das schrift-
liche Ersuchen gemäss Artikel 1 erhalten hat, ihre Kommissionsmitglieder bestellt, so 
nimmt der Generalsekretär der Vereinten Nationen auf Ersuchen einer der Parteien 
binnen einer weiteren Frist von zwei Monaten deren Ernennung vor. 

Art. 4 

Ist der Vorsitzende der Vergleichskommission nicht binnen zwei Monaten nach der 
Bestellung des zweiten Mitglieds der Kommission ernannt, so ernennt der General-
sekretär der Vereinten Nationen auf Ersuchen einer der Parteien den Vorsitzenden 
binnen einer weiteren Frist von zwei Monaten. 

Art. 5 

1.  Sofern die Streitparteien nichts anderes vereinbaren, legt die Vergleichskommis-
sion ihre Verfahrensordnung selbst fest. 
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2.  Die Streitparteien und Mitglieder der Vergleichskommission sind verpflichtet, ver-
trauliche Informationen, von denen sie im Laufe des Vergleichsverfahrens Kenntnis 
erhalten, vertraulich zu behandeln. 

Art. 6 

Die Vergleichskommission entscheidet mit der Mehrheit ihrer Mitglieder. 

Art. 7 

Innerhalb von zwölf Monaten nach ihrer Einsetzung erstellt die Vergleichskommis-
sion einen Bericht mit Empfehlungen zur Beilegung der Streitigkeit, die von den Par-
teien nach Treu und Glauben in Erwägung zu ziehen sind. 

Art. 8 

Bei Meinungsverschiedenheiten über die Zuständigkeit der Vergleichskommission in 
einer Sache, die ihr vorgelegt wurde, entscheidet die Kommission. 

Art. 9 

Die Kosten der Vergleichskommission werden von den Streitparteien zu zwischen 
ihnen vereinbarten Teilen getragen. Die Kommission verzeichnet alle ihre Kosten und 
legt den Streitparteien eine Schlussabrechnung vor.              
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Geltungsbereich am 6. Mai 202512   
Vertragsstaaten Ratifikation 

Beitritt (B) 

 Inkrafttreten  

     

Afghanistan 20. Februar 2013 B 21. Mai 2013 
Ägypten   2. Mai 2003 17. Mai 2004 
Albanien   4. Oktober 2004   2. Januar 2005 
Algerien 22. September 2006 21. Dezember 2006 
Angola 23. Oktober 2006 B 21. Januar 2007 
Antigua und Barbuda 10. September 2003 17. Mai 2004 
Äquatorialguinea 24. Dezember 2019 B 23. März 2020 
Argentinien* 25. Januar 2005 25. April 2005 
Armenien 26. November 2003 17. Mai 2004 
Aserbaidschan 13. Januar 2004 B 17. Mai 2004 
Äthiopien   9. Januar 2003 17. Mai 2004 
Australien* 20. Mai 2004 18. August 2004 
Bahamas   3. Oktober 2005   1. Januar 2006 
Bahrain* 31. Januar 2006   1. Mai 2006 
Bangladesch* 12. März 2007 10. Juni 2007 
Barbados   7. Juni 2004 B   5. September 2004 
Belarus   3. Februar 2004 B 17. Mai 2004 
Belgien* 25. Mai 2006 23. August 2006 
Belize 25. Januar 2010 25. April 2010 
Benin   5. Januar 2004 17. Mai 2004 
Bolivien   3. Juni 2003 17. Mai 2004 
Bosnien und Herzegowina 30. März 2010 28. Juni 2010 
Botsuana* 28. Oktober 2002 B 17. Mai 2004 
Brasilien 16. Juni 2004 14. September 2004 
Bulgarien 20. Dezember 2004 20. März 2005 
Burkina Faso 31. Dezember 2004 31. März 2005 
Burundi   2. August 2005 31. Oktober 2005 
Chile 20. Januar 2005 20. April 2005 
China* 13. August 2004 11. November 2004 
    Hongkong 13. August 2004 11. November 2004 
    Macau 13. August 2004 11. November 2004 
Cook-Inseln 29. Juni 2004 B 27. September 2004 
Costa Rica   6. Februar 2007   7. Mai 2007 
Côte d’Ivoire 20. Januar 2004 17. Mai 2004 
Dänemark 17. Dezember 2003 17. Mai 2004 
    Färöer 10. Februar 2012 10. Februar 2012 
    Grönland 22. März 2024 22. März 2024 
Deutschland 25. April 2002 17. Mai 2004 

  

12  AS 2004 2797, 4353; 2005 4443; 2006 849; 2007 597, 5089; 2009 3725; 2010 2299; 
2012 435; 2014 1427; 2019 2595; 2022 298; 2025 287. Eine aktualisierte Fassung des 
Geltungsbereichs ist auf der Publikationsplattform des Bundesrechts «Fedlex» unter fol-
gender Adresse veröffentlicht: www.fedlex.admin.ch/de/treaty 

https://www.fedlex.admin.ch/de/treaty
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Vertragsstaaten Ratifikation 

Beitritt (B) 

 Inkrafttreten  

     

Dominica   8. August 2003 B 17. Mai 2004 
Dominikanische Republik   4. Mai 2007   2. August 2007 
Dschibuti 11. März 2004   9. Juni 2004 
Ecuador   7. Juni 2004   5. September 2004 
El Salvador* 27. Mai 2008 25. August 2008 
Eritrea 10. März 2005 B   8. Juni 2005 
Estland*   7. November 2008 B   5. Februar 2009 
Eswatini 13. Januar 2006 B 13. April 2006 
Europäische Union* 16. November 2004 14. Februar 2005 
Fidschi 20. Juni 2001 17. Mai 2004 
Finnland   3. September 2002 17. Mai 2004 
Frankreich 17. Februar 2004 17. Mai 2004 
Gabun   7. Mai 2007   5. August 2007 
Gambia 28. April 2006 27. Juli 2006 
Georgien   4. Oktober 2006   2. Januar 2007 
Ghana 30. Mai 2003 17. Mai 2004 
Grenada 15. Oktober 2021 B 13. Januar 2022 
Griechenland   3. Mai 2006   1. August 2006 
Guatemala* 30. Juli 2008 28. Oktober 2008 
Guinea 11. Dezember 2007 10. März 2008 
Guinea-Bissau   6. August 2008   4. November 2008 
Guyana 12. September 2007 B 11. Dezember 2007 
Honduras 23. Mai 2005 21. August 2005 
Indien* 13. Januar 2006 13. April 2006 
Indonesien 28. September 2009 27. Dezember 2009 
Irak   8. März 2016 B   6. Juni 2016 
Iran   6. Februar 2006   7. Mai 2006 
Irland   5. August 2010   3. November 2010 
Island 29. Mai 2002 17. Mai 2004 
Italien 29. September 2022 28. Dezember 2022 
Jamaika   1. Juni 2007 30. August  2007 
Japan 30. August 2002 B 17. Mai 2004 
Jemen   9. Januar 2004 17. Mai 2004 
Jordanien   8. November 2004   6. Februar 2005 
Kambodscha 25. August 2006 23. November 2006 
Kamerun 19. Mai 2009 17. August 2009 
Kanada* 23. Mai 2001 17. Mai 2004 
Kap Verde   1. März 2006 B 30. Mai 2006 
Kasachstan   9. November 2007   7. Februar 2008 
Katar 10. Dezember 2004 B 10. März 2005 
Kenia 24. September 2004 23. Dezember 2004 
Kirgisistan 12. Dezember 2006 12. März 2007 
Kiribati   7. September 2004   6. Dezember 2004 
Kolumbien 22. Oktober 2008 20. Januar 2009 
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Vertragsstaaten Ratifikation 

Beitritt (B) 

 Inkrafttreten  

     

Komoren 23. Februar 2007 24. Mai 2007 
Kongo (Brazzaville) 12. Februar 2007 13. Mai 2007 
Kongo (Kinshasa) 23. März 2005 B 21. Juni 2005 
Korea (Nord-) 26. August 2002 B 17. Mai 2004 
Korea (Süd-)* 25. Januar 2007 25. April 2007 
Kroatien 30. Januar 2007 30. April 2007 
Kuba 21. Dezember 2007 20. März 2008 
Kuwait 12. Juni 2006 10. September 2006 
Laos 28. Juni 2006 26. September 2006 
Lesotho 23. Januar 2002 17. Mai 2004 
Lettland 28. Oktober 2004 26. Januar 2005 
Libanon   3. Januar 2003 17. Mai 2004 
Liberia 23. Mai 2002 B 17. Mai 2004 
Libyen 14. Juni 2005 B 12. September 2005 
Liechtenstein*   3. Dezember 2004   3. März 2005 
Litauen   5. Dezember 2006   5. März 2007 
Luxemburg   7. Februar 2003 17. Mai 2004 
Madagaskar 18. November 2005 16. Februar 2006 
Malawi 27. Februar 2009 28. Mai 2009 
Malediven 17. Oktober 2006 B 15. Januar 2007 
Mali   5. September 2003 17. Mai 2004 
Marokko 15. Juni 2004 13. September 2004 
Marshallinseln 27. Januar 2003 B 17. Mai 2004 
Mauretanien 22. Juli 2005 20. Oktober 2005 
Mauritius* 13. Juli 2004 11. Oktober 2004 
Mexiko 10. Februar 2003 17. Mai 2004 
Mikronesien* 15. Juli 2005 13. Oktober 2005 
Moldau*   7. April 2004   6. Juli 2004 
Monaco 20. Oktober 2004 18. Januar 2005 
Mongolei 30. April 2004 29. Juli 2004 
Montenegro 31. März 2011 29. Juni 2011 
Mosambik 31. Oktober 2005 29. Januar 2006 
Myanmar 19. April 2004 B 18. Juli 2004 
Namibia 24. Juni 2005 B 22. September 2005 
Nauru   9. Mai 2002 17. Mai 2004 
Nepal   6. März 2007   4. Juni 2007 
Neuseeland a 24. September 2004 23. Dezember 2004 
Nicaragua   1. Dezember 2005   1. März 2006 
Niederlande* b 28. Januar 2002 17. Mai 2004 
Niger 12. April 2006 11. Juli 2006 
Nigeria 24. Mai 2004 22. August 2004 
Niue   2. September 2005   1. Dezember 2005 
Nordmazedonien 27. Mai 2004 25. August 2004 
Norwegen 11. Juli 2002 17. Mai 2004 
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Vertragsstaaten Ratifikation 

Beitritt (B) 

 Inkrafttreten  

     

Oman 19. Januar 2005 19. April 2005 
Österreich* 27. August 2002 17. Mai 2004 
Pakistan 17. April 2008 16. Juli 2008 
Palästina 29. Dezember 2017 B 29. März 2018 
Palau   8. September 2011   7. Dezember 2011 
Panama   5. März 2003 17. Mai 2004 
Papua-Neuguinea   7. Oktober 2003 17. Mai 2004 
Paraguay   1. April 2004 30. Juni 2004 
Peru 14. September 2005 13. Dezember 2005 
Philippinen 27. Februar 2004 27. Mai 2004 
Polen 23. Oktober 2008 21. Januar 2009 
Portugal 15. Juli 2004 13. Oktober 2004 
Ruanda   5. Juni 2002 B 17. Mai 2004 
Rumänien 28. Oktober 2004 26. Januar 2005 
Russland* 17. August 2011 15. November 2011 
Salomoninseln 28. Juli 2004 B 26. Oktober 2004 
Sambia   7. Juli 2006   5. Oktober 2006 
Samoa   4. Februar 2002 17. Mai 2004 
São-Tomé und Principe 12. April 2006 11. Juli 2006 
Saudi-Arabien 25. Juli 2012 23. Oktober 2012 
Schweden   8. Mai 2002 17. Mai 2004 
Schweiz 30. Juli 2003 17. Mai 2004 
Senegal   8. Oktober 2003 17. Mai 2004 
Serbien* 31. Juli 2009 29. Oktober 2009 
Seychellen   3. Juni 2008   1. September 2008 
Sierra Leone 26. September 2003 B 17. Mai 2004 
Simbabwe   1. März 2012 30. Mai 2012 
Singapur 24. Mai 2005 22. August 2005 
Slowakei   5. August 2002 17. Mai 2004 
Slowenien*   4. Mai 2004   2. August 2004 
Somalia 26. Juli 2010 B 24. Oktober 2010 
Spanien* 28. Mai 2004 26. August 2004 
Sri Lanka 22. Dezember 2005 22. März 2006 
St. Kitts und Nevis 21. Mai 2004 B 19. August 2004 
St. Lucia   4. Oktober 2002 B 17. Mai 2004 
St. Vincent und die Grenadinen 15. September 2005 B 14. Dezember 2005 
Südafrika   4. September 2002 17. Mai 2004 
Sudan 29. August 2006 27. November 2006 
Suriname 20. September 2011 19. Dezember 2011 
Syrien   5. August 2005   3. November 2005 
Tadschikistan   8. Februar 2007   9. Mai 2007 
Tansania 30. April 2004 29. Juli 2004 
Thailand 31. Januar 2005   1. Mai 2005 
Togo 22. Juli 2004 20. Oktober 2004 
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Vertragsstaaten Ratifikation 

Beitritt (B) 

 Inkrafttreten  

     

Tonga 23. Oktober 2009 21. Januar 2010 
Trinidad und Tobago 13. Dezember 2002 B 17. Mai 2004 
Tschad 10. März 2004   8. Juni 2004 
Tschechische Republik   6. August 2002 17. Mai 2004 
Tunesien 17. Juni 2004 15. September 2004 
Türkei 14. Oktober 2009 12. Januar 2010 
Tuvalu 19. Januar 2004 B 17. Mai 2004 
Uganda 20. Juli 2004 B 18. Oktober 2004 
Ukraine 25. September 2007 24. Dezember 2007 
Ungarn 14. März 2008 12. Juni 2008 
Uruguay   9. Februar 2004 17. Mai 2004 
Usbekistan* 28. Juni 2019 B 26. September 2019 
Vanuatu* 16. September 2005 15. Dezember 2005 
Venezuela* 19. April 2005 18. Juli 2005 
Vereinigte Arabische Emirate 11. Juli 2002 17. Mai 2004 
Vereinigtes Königreich 17. Januar 2005 17. April 2005 
Vietnam 22. Juli 2002 17. Mai 2004 
Zentralafrikanische Republik 12. Februar 2008 12. Mai 2008 
Zypern   7. März 2005 B   5. Juni 2005 
     

* Vorbehalte und Erklärungen. 
 Die französischen und englischen Texte können auf der Internetseite der Vereinten Natio-

nen: http://treaties.un.org eingesehen oder bei der Direktion für Völkerrecht, Sektion Staats-
verträge, 3003 Bern bezogen werden. 

a Das Übereink. gilt nicht für Tokelau. 
b Für das Königreich in Europa.  

http://treaties.un.org/
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